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Gescheiterte Spitalfusion  
Béatrice Koch 
 

 
So nah und doch so fern sind sich die beiden Basel, zumindest wenn es um 
grössere bikantonale Partnerschaften geht. In den vergangenen Jahren war es 
stets der Kanton Basel-Landschaft gewesen, der auf die Bremse stieg, zum Bei-
spiel im Fall einer gemeinsamen Kultur- und Bildungspolitik. Auch 2014, als das 
Stimmvolk in beiden Kantonen über eine Wiedervereinigung abstimmte, spra-
chen sich 68 Prozent der Baselbieter Stimmbürgerinnen und Stimmbürger da-
gegen aus, während eine Mehrheit der Städter (55 Prozent) eine Wiedervereini-
gung befürwortete. Bei der neuesten gemeinsamen Vorlage war es für einmal 
andersrum: Am 10. Februar 2019 sagten 68 Prozent des Baselbieter Stimmvolks 
Ja zu einer Fusion des Universitätsspitals Basel (USB) und des Kantonsspitals 
Baselland (KSBL) zum neuen Universitätsspital Nordwest (USNW). Weil sich 
aber gleichzeitig die baselstädtischen Stimmbürgerinnen und Stimmbürger mit 
56 Prozent überraschend deutlich gegen die Fusion aussprachen, ist auch dieser 
Anlauf zu einer engeren grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gescheitert. 
«Die beiden Basel driften schon wieder auseinander», titelte die ‹Neue Zürcher 
Zeitung› am Tag nach der Abstimmung. Und Peter Knechtli schrieb in seinem 
Kommentar auf ‹Onlinereports›: «Es scheint, als fänden die beiden getrennten 
Bruderkantone in zentralen Fragen der Zusammenarbeit oder gar einer Wieder-
vereinigung nie zueinander.»1  

«Die Voraussetzungen für ein derartiges regionales Grossprojekt sind of-
fenbar derzeit nicht gegeben», analysierte der Basler Gesundheitsdirektor  
Lukas Engelberger (CVP) das Abstimmungsergebnis. Zum Nein in Basel-Stadt 
hätten vermutlich mehrere Lager beigetragen: «Neben der links-gewerk-
schaftlichen Gegnerschaft haben sich auch die Privatspitäler stark einge-
bracht. Sie haben dabei nicht dieselben Interessen verfolgt, aber es ist ihnen 
gelungen, Zweifel zu säen. Dazu kam wohl Skepsis in breiteren Bevölkerungs-
kreisen des Stadtkantons. Wir möchten dies nun vertieft untersuchen und  
haben deshalb eine externe Nachanalyse in Auftrag gegeben.»2 Mit fast siebzig 
Prozent Zustimmung im Landkanton hat sich Engelbergers Baselbieter Amts-
kollege Thomas Weber (SVP) nichts vorzuwerfen. «Auf der einen Seite freue ich 
mich natürlich über das klare Ja zur Spitalfusion im Baselbiet. Andererseits 
muss ich akzeptieren, dass in der Stadt keine Mehrheit gefunden wurde. Darauf 
hatte ich nur geringen Einfluss.»3 Das Nein zur Spitalfusion sei zwar ärgerlich, 
aber nichts, das ihn aus der Bahn werfe. «Nach meiner Auffassung hat die  

 
1 http://www.onlinereports.ch/Kommentare.148+M5ab38d6c846.0.html (Zugriff: 13.01.2020). 
2 Zum Ergebnis der Nachanalyse s. https://www.gd.bs.ch/nm/2019-abstimmung-spitalfusion-

in-basel-stadt-resultate-der-nachanalyse-liegen-vor-gd.html (Zugriff: 13.01.2020). 
3 Diese und die folgenden Aussagen von Thomas Weber: Mail vom 4. März 2019 an die Autorin 

von Rolf Wirz, Kommunikation Generalsekretariat Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion 
Kanton Basel-Landschaft. 
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Bevölkerung zwar letztlich Nein zum ‹Universitätsspital Nordwest› gesagt, sie 
ist aber dennoch der Meinung, dass es Veränderungen braucht.» Früher oder 
später werde der Moment kommen, wo schmerzhafte Entscheide getroffen 
werden müssten: «Man kann nicht das Vollprogramm im Gesundheitswesen 
anbieten und gleichzeitig die Kosten senken», warnte Weber.   

 
Hohe Spitaldichte, hohe Gesundheitskosten 
Mit dem Abstimmungsentscheid vom 10. Februar 2019 nahm ein Prozess sein – 
zumindest vorläufiges – Ende, der vier Jahre zuvor begonnen hatte. Im Juni 2015 
gaben die beiden Gesundheitsdirektoren Lukas Engelberger und Thomas Weber 
anlässlich einer gemeinsamen Medienkonferenz bekannt, dass die öffentlichen 
Spitäler beider Kantone zusammengeführt werden sollen. Die Verwaltungsräte 
des USB und des KSBL erhielten den Auftrag, ein entsprechendes Konzept aus-
zuarbeiten. Es waren mehrere Gründe, die die Gesundheitsdirektoren und die 
Spitalleiter zu diesem Schritt veranlassten: einerseits die Gesundheitskosten in 
der Region Basel, die zu den höchsten der Schweiz gehören, sowie die hohe Spi-
taldichte auf kleinem Raum; andererseits erreichen weder das Basler Unispital 
noch das KSBL den Selbstfinanzierungsgrad, der nötig wäre, um das heutige 
Leistungsangebot langfristig aufrechtzuerhalten. «Doppelspurigkeiten verursa-
chen unnötig hohe Kosten und schwächen die Position der Spitäler in der Hoch-
schulmedizin, die für unseren Forschungsstandort von grosser Bedeutung ist. 
Mit der Fusion von Universitätsspital Basel (USB) und Kantonsspital Baselland 
(KSBL) zum Universitätsspital Nordwest (USNW) sollen die Versorgung für die 
Bevölkerung optimiert, die Kostenentwicklung gedämpft und die Hochschul-
medizin in der Region gesichert und erfolgreich weiterentwickelt werden», ist  
in den Abstimmungsunterlagen des Kantons Basel-Stadt nachzulesen. Mit dem 
USNW, das am 1. Januar 2020 seine operative Tätigkeit hätte aufnehmen sol-
len, wollten die Regierungen beider Kantone die Fallzahlen bündeln und so die 
für den Standort Basel so wichtige Spitzenmedizin sichern.  

 
70 Millionen Franken jährlich einsparen 
Gleichzeitig sollten die vier Spitalstandorte Basel, Liestal, Bruderholz und Lau-
fen mit der Strategie ‹Vier Standorte – ein System› ein klares Profil mit individu-
ellen Kernaufgaben erhalten: 
 

• Basel bleibt Komplettversorger und wird zum Zentrum für hochspeziali-
sierte Medizin. Liestal gibt diese hochkomplexen Eingriffe an den Standort 
Basel ab. 
• Liestal bietet eine umfassende Grundversorgung inklusive 24-Stunden-
Notfalldienst und Intensivstation. 
• Auf dem Bruderholz wird der – ohnehin sanierungsbedürftige – Betten-
turm ersetzt durch eine ambulante Tagesklinik. Eine 24-Stunden-
Notfallversorgung wird es an diesem Standort nicht mehr geben. Als  
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stationäres Element verbleibt eine Orthopädie-Klinik mit entsprechendem 
Rehabilitationsangebot. 
• Der Standort Laufen wird als «bedarfsorientiertes Gesundheits- 
zentrum» betrieben. Angeboten werden Sprechstunden und eine Notfall-
Permanence. Stationär bleiben die Schmerztherapie und Innere Medizin.   
• Insgesamt sollen stationäre Kapazitäten von 120 bis 150 Betten aufgeho-
ben werden, in erster Linie am Standort Bruderholz. 
• Der Zusammenschluss der beiden öffentlichen Spitäler USB und KSBL  
erreicht auch bei vorsichtigen Schätzungen Einsparungen für das USNW 
von mindestens 70 Millionen Franken pro Jahr. 
 

Kantonsübergreifende Gesundheitsplanung 
Dass es in der Schweiz und vor allem in der Region Basel zu viele Spitäler und  
zu viele Spitalbetten gibt, darin waren sich Gegnerinnen und Befürworter der 
Fusion einig. Unbestritten war denn auch der Staatsvertrag für eine gemein-
same Planung, Regulation und Aufsicht in der Gesundheitsversorgung, der 
gleichzeitig mit der Spitalfusion zur Abstimmung gelangte. Er wurde in beiden 
Kantonen deutlich – im Baselbiet mit 77 Prozent, in Basel-Stadt mit 67,3 Pro-
zent Ja-Stimmen – angenommen. Der Vertrag erlaubt immerhin auch nach 
dem Nein zu einer gemeinsamem Spitalgruppe eine Gesundheitsplanung über 
die Kantonsgrenzen hinaus – «eine schweizweite Premiere», wie Regierungsrat 
Weber bestätigt.  

Auch was die Zusammenführung der kantonalen Spitäler anbelangt, sah  
es zu Beginn gar nicht schlecht aus: Auf die Ankündigung der Gesundheits-
direktoren Engelberger und Weber reagierten die grösseren Parteien in beiden 
Kantonen zunächst einmal grundsätzlich positiv. Allerdings wurden vor allem 
im Stadtkanton die kritischen Stimmen immer lauter, je mehr sich das Konzept 
konkretisierte – am Ende standen eigentlich alle Basler Parteien der Fusion 
mehr oder weniger skeptisch gegenüber. Für Kritik sorgten einerseits die Betei-
ligungsverhältnisse, die Basel-Stadt benachteiligten: Der Stadtkanton hätte bei 
gleichem Mitspracherecht einen höheren Eigenkapitalanteil tragen müssen.  
Es gebe keinen Grund, den Minderheitspartner zu bevorzugen, liess zum Beispiel 
die LDP im September 2016 in einer Medienmitteilung verlauten, nachdem die 
Regierungen beider Basel ihre Pläne für die gemeinsame Spitalgruppe bekannt-
gegeben hatten. Und ohnehin sei der politische Druck, das Spitalwesen zu ver-
bessern, in Baselland grösser als in der Stadt. Man könne nicht zu einer Part-
nerschaft antreten, aber alleine bestimmen wollen, verteidigte Engelberger 
das Verhältnis der Stimmrechte in einem Interview mit der ‹TagesWoche› im 
September 2017.4  

 
4 https://tageswoche.ch/politik/es-gibt-keinen-plan-b-fuer-die-fusion-der-spitaeler-sagt-

engelberger/ (Zugriff: 13.01.2020). 
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Zu den Hauptkritikpunkten zählte auch das Festhalten am Standort Bruderholz: 
Die dort geplante ambulante Tagesklinik und die Einrichtung einer stationären 
Orthopädie empfanden viele angesichts des bestehenden regionalen Angebots 
in diesem Bereich als unnötig. Kaspar Sutter, Basler SP-Grossrat und erklärter 
Gegner der Spitalfusion, hielt in seinem Blog vom 3. Juli 2017 fest: «Die Spital-
fusion bringt eine defizitäre Tagesklinik auf dem Bruderholz hervor, [...] 70 % 
der Investitionen und 70 % des Defizits trägt der Kanton Basel-Stadt. Die Er-
stellung ist für die Versorgung kaum notwendig, zudem steht die Tagesklinik 
am falschen Ort: Eine Tagesklink sollte an zentraler Lage erstellt werden.»5  
Engelberger hingegen sah keinen Grund, warum er mit dem Baselbiet nochmals 
über den Standort Bruderholz verhandeln sollte, wie er gegenüber der ‹bz Basel› 
sagte: «Wir möchten das stationäre Angebot reduzieren und mehr Fälle  
ambulant behandeln. Es hat mir noch niemand sagen können, wie man das 
besser machen könnte. Ich sehe auch nicht, wo wir am Petersgraben den 
Platz dafür haben sollten.»6  

Die linken Parteien sahen zudem von Anfang in der Rechtsform der Aktien-
gesellschaft einen Stolperstein, weil diese den Weg zu einer Privatisierung ebne. 
Auch ungeklärte arbeitsrechtliche Fragen waren ein Grund, weshalb die städti-
sche Linke die Spitalfusion ablehnte.  

Im Kanton Basel-Landschaft hingegen stellte sich als einzige Partei die  
FDP gegen die geplante Spitalgruppe. Sie kritisierte, dass die Regierungen  
eine Fusionsvorlage präsentierten, ohne dass eine Privatisierung geprüft  
worden wäre. Anfang Januar 2019 lancierte die FDP folgerichtig die ‹Spital-
Kooperationsinitiative›, die es dem KSBL ermöglichen würde, mit allen öffent-
lichen und privaten Gesundheitsinstitutionen in der Region zu kooperieren – ein 
Vorschlag, den KSBL-Direktor Jürg Aebi in einem Interview mit der ‹bz Basel›  
im Dezember 2018 als «eher peinlich» bezeichnete.7 Einerseits habe ohne ge-
meinsame Kasse niemand ein Interesse daran, die eigenen Fälle einem anderen  
Spital zuzuschieben, andererseits wäre der administrative Aufwand enorm.  

 
Staatsverträge unterschrieben 
Im Laufe der Vernehmlassung passten die beiden Kantone die finanziellen  
Beteiligungsverhältnisse an: Als die Regierungen im Februar 2018 die Staats-
verträge – den ersten zur gemeinsamen Gesundheitsversorgung, den zweiten 
zur Spitalgruppe mit der Fusion der öffentlichen Spitäler – unterschrieben,  
hatten sie sich für die Beteiligung an den Aktienanteilen auf ein Verhältnis von 
66,6 Prozent (statt 71,5 Prozent wie anfangs vorgesehen) für Basel-Stadt und 
33,4 Prozent für Basel-Landschaft geeinigt. Bei wichtigen Entscheiden der  

 
5 https://www.kasparsutter.ch/spitalfusion/ (Zugriff: 13.01.2020). 
6 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/basler-gesundheitsdirektor-von-zwei-seiten-

unter-druck-nicht-spital-opfern-wegen-uni-frust-131732022 (Zugriff: 13.01.2020). 
7 https://www.bzbasel.ch/basel/baselbiet/kantonsspital-chef-kontert-kritik-der-vorschlag-

der-fdp-ist-eher-peinlich-133874043 (Zugriff: 13.01.2020). 
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Generalversammlung müssten beide Kantone zustimmen. Das Baselbiet hätte 
zudem rund zwanzig Millionen Franken an die Fusion einschiessen müssen, weil 
das KSBL aufgrund sinkender Patientenzahlen und einer schlechten Finanzie-
rungsquote weniger Wert hat als das USB. Ein Aktienverhältnis von 50 zu 50 
hätte sich der Kanton Basel-Landschaft als Eigentümer des KSBL nicht leisten 
können.  

Der schlechte Zustand des KSBL war natürlich Wasser auf die Mühlen der 
Fusionsgegner aus der Stadt. 2012 waren die drei Baselbieter Spitäler Liestal, 
Laufen und Bruderholz zum KSBL zusammengeführt worden. Seither häuften 
sich die Negativschlagzeilen: Von verunsicherten, überlasteten Mitarbeitenden 
und chaotischen Strukturen war zu lesen. Kaderärzte verliessen das Spital,  
die Fallzahlen gingen stetig zurück, und der Ertrag des KSBL sank zwischen 2015 
und 2018 um rund 48 Millionen Franken. Wenn schon eine Fusion im Landkan-
ton selbst nicht gut läuft, so fragte man sich im Stadtkanton, wie soll dann  
eine Zusammenlegung über die Kantonsgrenzen hinaus funktionieren? Bevor 
man erneut über eine Fusion spreche, solle das KSBL doch bitte zuerst seine  
finanziellen, strukturellen und baulichen Probleme lösen.  

 
Privatspitäler gegen Staatsverträge 
Mit der Unterschrift unter die Staatsverträge leiteten die Regierungen das  
Geschäft an die kantonalen Parlamente weiter. Trotz aller Kritik fand die  
Spitalfusion im Basler Grossen Rat Zustimmung; das Parlament sagte im  
September 2018 mit 49 zu 38 Stimmen Ja zum Projekt. Der Landrat segnete  
die Vorlage mit 62 zu 19 Stimmen bei drei Enthaltungen ab. 

In den Abstimmungskampf schalteten sich auch die Privatspitäler der  
Region Basel ein, die Ende 2018 den Verein ‹Nein zu den Staatsverträgen BS/BL› 
gründeten. Sie monierten, dass ihre Bedenken in der Vernehmlassung nicht  
genügend Gehör gefunden hätten. Den Strukturerhalt mit vier Standorten er-
achteten sie als unnötig; stattdessen müsse das Bruderholzspital geschlossen 
werden, um die Gesundheitskosten zu dämpfen. Die Privatspitäler plädierten 
für flexible Netzwerklösungen in wichtigen Fachgebieten wie der Orthopädie,  
in die auch private Leistungserbringer einbezogen werden sollten. Ähnlich  
äusserte sich der Basler Verein ‹Gesundheit für alle›. Er forderte ebenfalls den 
Verzicht auf den Standort Bruderholz und setzte sich dafür ein, dass die Spitä-
ler, statt zu fusionieren, in einem Verbund enger zusammenarbeiteten. 
Das Nein zur Spitalfusion ändert nichts an der Tatsache, dass sowohl das USB 
als auch das KSBL heute zu wenig wirtschaftlich sind, um die nötigen Investiti-
onen zu tätigen – wobei das KSBL kurzfristig unter höherem Druck steht als das 
USB. Statt gemeinsam müssten die Spitäler ihre Ausgangslage nun aus eigener 
Kraft verbessern, meint Regierungsrat Weber: «Für mich ist klar, dass Liestal 
als Hauptstandort des KSBL gestärkt wird und es im Bruderholz und in Laufen 
zu grösseren Restrukturierungen kommt, was ja auch bereits mit der Fusion 
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vorgesehen war.»8 Dazu hätten die Stimmbürger im Grundsatz mit der Ab-
lehnung der Bruderholzinitiative im Mai 2017 grünes Licht gegeben. Nun müsse 
der Verwaltungsrat des KSBL bis Juni 2019 Vorschläge zu allen Standorten er-
arbeiten.  

 
Grundlage einer gemeinsamen Planung 
Ähnlich äusserte sich Lukas Engelberger: «Die beiden Spitäler werden sich mit 
ihren Eignerkantonen nun in eigener Verantwortung den Herausforderungen 
stellen.»9 Beim USB erfolge dabei kein unmittelbarer Strategiewechsel. Das  
Gesundheitsdepartement Basel-Stadt und der Verwaltungsrat würden in den 
nächsten Monaten die Eignerstrategie und die Rahmenbedingungen für das 
USB überprüfen, um den längerfristigen Herausforderungen zu begegnen. Im-
merhin könne nun der Staatsvertrag zur gemeinsamen Gesundheitsversorgung 
umgesetzt werden, so Engelberger weiter. Der Vertrag bilde die verbindliche 
Grundlage für die gemeinsame Planung, definiere die Rahmenbedingungen  
im stationären und ambulanten Bereich und führe die dazu notwendigen  
Planungsinstrumente ein. «Leistungsaufträge an öffentliche und private Spi-
täler werden in Zukunft durch die beiden Kantone gemeinsam vergeben, nach 
einheitlichen und transparenten Kriterien. Die gleichlautenden Spitallisten  
sollen in den beiden Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft erstmals per 
2021 in Kraft gesetzt werden.»10 

Eine erste personelle Konsequenz hat das Nein zur Spitalfusion bereits ge-
fordert: Werner Widmer, als Verwaltungsratspräsident des KSBL massgeblich 
an der Ausarbeitung des Fusionsvertrags beteiligt, gab zwei Wochen nach der 
Abstimmung seinen Rücktritt per Ende Februar 2019 bekannt. Es brauche nun 
neue Leute, die in der veränderten Situation weiterfahren könnten. Zudem hat 
die gescheiterte Fusion viel Geld gekostet: Je rund vierzehn Millionen Franken 
hätten sie in die Planung investiert, liessen das USB und das KSBL gegenüber 
der ‹bz Basel› verlauten.11  
 
 
 
Über die Autorin 
Béatrice Koch ist freie Journalistin im Pressebüro Kohlenberg in Basel.  
 
 
	  

 
8 http://docplayer.org/156586224-Seite-8-vorwaerts-fuers-baselbiet.html, Interview mit  

Regierungsrat Thomas Weber (Zugriff: 13.01.2020). 
9 https://www.gd.bs.ch/nm/2019-stellungnahme-der-beiden-gesundheitsdirektoren-zum-

abstimmungssonntag-eine-genutzte-und-eine-verpasste-chance-gd.html (Zugriff: 
13.01.2020). 

10 https://www.gd.bs.ch/nm/2019-die-kuenftige-spitalplanung-aktiver-steuern-gd.html  
(Zugriff: 13.01.2020). 

11 https://www.bzbasel.ch/basel/basel-stadt/gescheiterte-spitalfusion-kostete-27-millionen-
franken-134210061 (Zugriff: 13.01.2020). 
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Beiträge zum Thema im Basler Jahrbuch/Stadtbuch 
 
 
‹Zur Frage des Bürgerspitalneubaus› (Karl Martin Wissel, Basler Stadtbuch  
1964, S. 229–231) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1964/1964_1177.html  
 
‹Der Neubau des Bruderholzspitals› (Felix Stalder, mit einer Einleitung von  
Regierungsrat E. Loeliger, Basler Stadtbuch 1972, S. 239–246) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1972/1972_1334.html 
 
‹Spitalplanung in der Kostenklemme› (Peter Steiner, Basler Stadtbuch 1973,  
S. 69–76) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1973-2/1973-2_1358.html 
 
‹Finanzielle Aspekte des Gesundheitswesens› (Aldo Buser, Basler  
Stadtbuch 1981, S. 123–130) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1981/1981_1620.html 
 
‹«Spitzenmedizin» in Basel – zu teuer?› (Werner Stauffacher, Basler  
Stadtbuch 1987, S. 27–34) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1987/1987_1899.html 
 
‹Die Spitallandschaft der beiden Basel. Zersplitterung statt Fusion›  
(Martin Brodbeck, Basler Stadtbuch 2003, S. 47–50) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2003/2003_2831.html 
 
‹Das Jahr der Spitäler› (Jürg Gohl, Basler Stadtbuch 2011, S. 98–101) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2011/2011_3167.html 
 
‹Der Kanton Baselland: Rückzug ins Schneckenhaus› (Peter de Marchi,  
Basler Stadtbuch 2013, S. 103–105) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2013/2013_3278.html 
 
‹«… und unseren kranken Nachbarn auch»: Das erste Basler Spital. Was  
sich aus der Geschichte des ersten Basler Spitals für die Zukunft lernen lässt›  
(Simon Baur, Basler Stadtbuch 2014, S. 16–18) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2014/2014_3308.html 
 
‹Komplementäre Medizin› (Markus Bär, Basler Stadtbuch 2014, S. 50–43) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2014/2014_3317.html 
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Das Ergebnis der Frage von gestern:
Gefällt Ihnen die Architektur
des Fachhochschul-Campus?

ANZEIGE

Bruderholzspital – wer schluckt die Kröte?
Vor der Spitaldebatte im Grossen Rat: Fusionsgegner Kaspar Sutter (SP) streitet mit Befürworter Mark Eichner (FDP) 

Von Alessandra Paone
und Thomas Dähler

BaZ: Wie kann es sein, dass FDP und SP 
in Basel-Stadt derart andere Positionen 
zur Spitalgruppe vertreten als Ihre Par-
teikollegen im Baselbiet?

Kaspar Sutter: Die einstige Fusion
der Baselbieter Spitäler ist missglückt: 
Das Kantonsspital Baselland (KSBL;
Anm. der Redaktion) hat Patienten
verloren, das Eigenkapital wurde hal-
biert, alle Standorte wurden
geschwächt. Unsere Baselbieter Par-
teikollegen machen sich zu Recht Sor-
gen um ihr Spital und erachten die
Fusion mit dem Unispital Basel als
mögliche Lösung der Probleme. Die 
SP Basel-Stadt glaubt hingegen nicht,
dass eine komplexe Fusion über die
Kantonsgrenze hinaus zum Wohl
unserer Spitäler sein wird.
Mark Eichner: Es ist eine Frage der
Gewichtung. Für die Basler FDP ist
die Doppelrolle des Kantons als
Eigentümer und Regulator ebenfalls 
schwierig. Aber die Zukunft der
Hochschulmedizin und die Stärkung
des Unispitals ist uns wichtiger als die 
Vorstellung, die sich offenbar bei
unseren Parteifreunden im Baselbiet
durchgesetzt hat. Nämlich, dass eine 
gescheite Gesundheitsversorgung
auch ohne Fusion möglich ist, etwa
mit einem Teilverkauf des Kantons-
spitals. Wir gehen davon aus, dass
diese Option in Basel-Stadt gar nicht
mehrheitsfähig wäre: Die Bevölke-
rung will ihr Spital behalten.

Ohne die Fusion droht dem KSBL im 
schlimmsten Fall der Bankrott. Ist Ihnen
das egal, Herr Sutter?

Sutter: Wir haben keine Ahnung, wie
der Zustand des KSBL wirklich ist.
Das ist das grosse Problem.

Herr Eichner, wie beurteilen Sie den 
Zustand des KSBL?

Eichner: Ich habe gewisse Aussagen 
aus den Kommissionssitzungen
gehört und muss diesen vertrauen.
Alles andere ist für mich Spekulation.
Sutter: Die Aussagen sind sehr wider-
sprüchlich. Die Fusion ist daher ein
Blindflug.

Herr Sutter, das Wohl des Unispitals 
Basel, des USB, steht für Sie im Zent-
rum. Glauben Sie, dass es in der heuti-
gen Grösse problemlos in die Zukunft 
gehen kann?

Sutter: Der Gesundheitsraum Nord-
westschweiz ist auf 600 000 Einwoh-
ner begrenzt – das ist eine grosse Her-
ausforderung, mit oder ohne Fusion.
Das USB hat in unserer Region mit 
Ausnahme der Viszeralchirurgie das
Monopol auf alle hochspezialisierten 
Eingriffe. Mit der Kooperation mit
dem Claraspital wird dies auch bei

der Viszeralchirurgie der Fall sein.
Wenn man wirklich die Fallzahlen für
den hochspezialisierten Bereich erhö-
hen möchte, dann müsste man die
Kooperation auch auf der anderen 
Seite des Juras suchen.
Eichner: Das USB ist derzeit das
kleinste Unispital, nach der Fusion 
wäre es das grösste. Wenn wir die
Zukunft der medizinischen Fakultät,
die Forschung und Lehre sowie die 
Ausbildung der jungen Kräfte sichern 
möchten und ein spannender Arbeit-
geber sein wollen für qualifizierte
Ärzte, dann ist die Fusion der richtige 
Schritt.

Herr Sutter, statt einer Fusion fordert die 
SP eine verstärkte Kooperation der Spi-
täler. Wie stellen Sie sich das vor?

Sutter: Wir fordern vor allem eine
konsequente Umsetzung der Spital-
liste. Es ist die Aufgabe der Gesund-
heitsdirektoren, die Leistungen an
einem Ort zu konzentrieren und fest-
zulegen, welche Fälle ins USB gehen, 
welche ins KSBL und welche an beide.

Sicher ist, dass es auf dem Bruderholz
keine Orthopädie mit Bettenhaus für
stationäre Patienten braucht.
Eichner: Der Vorteil der Fusion ist,
dass vier Standorte aus einer Hand
betrieben werden können und es zwi-
schen diesen Standorten eine
gescheite Aufteilung gibt. Es ist eine
Illusion zu glauben, dass aufgrund
der Spitalliste das KSBL gewisse Ein-
griffe nicht mehr macht …
Sutter: … das will auch gar niemand.
Eichner: Könnten wir nochmals von
vorne beginnen, würden wir auf dem
Bruderholz kein Spital mehr bauen.
Doch am Ende ist es ein Verhand-
lungsergebnis. Die Fusion muss auch 
im Kanton Baselland vom Volk ange-
nommen werden. Mit der Initiative 
zum Erhalt des Bruderholzspitals 
wurde bereits Druck aufgesetzt.
Sutter: Mit den dauernd anstei-
genden Prämien können wir uns
solche Kompromisse nicht mehr
leisten. Wir haben jetzt die Möglich-
keit, den Strukturwandel auf dem
Bruderholz zu vollziehen. Wenn
dort ein Bettenhaus mit hundert
Orthopädiebetten gebaut wird,
dann steht es für die nächsten 40 bis
50 Jahre, und die Steuer- und Prä-
mienzahler finanzieren es.

Herr Sutter, das Bruderholzspital könnte 
in einer privaten Gruppe landen und 
Angebote schaffen, die Sie sich nicht 
wünschen?

Sutter: Ich bezweifle, dass es Private 
gibt, die das Spital dort oben über-
nehmen würden. Sie werden gewisse
Chefärzte übernehmen, wie sie das
bereits in den letzten Jahren im KSBL
konsequent getan haben.

Herr Eichner, wo sehen Sie Vorteile beim 
Bruderholzspital?

Eichner: Das Orthopädiezentrum 
wird es ermöglichen, dass viele
Behandlungen, die heute stationär
durchgeführt werden, dann ambu-
lant erfolgen können. Die Politik for-
dert ambulant vor stationär, um die 
Entwicklung der Gesundheitskosten 
in den Griff zu bekommen. Noch feh-
len aber die Tarifanreize. Ohne Tarif-
anpassung geht der Kanton tatsäch-
lich ein Risiko ein, weil der Betrieb
auf dem Bruderholz dann defizitär
werden könnte. Sollten die Tarife
aber angepasst werden, was auf-
grund des politischen Drucks zu 
erwarten ist, sind wir gut aufgestellt.
Sutter: Ich bin damit einverstanden,
dass der ambulante Teil gefördert
werden muss. Gleichzeitig soll aber
stationär von ambulant getrennt wer-
den. Auf dem Bruderholz geschieht
jedoch das Gegenteil: Neben dem
Ambulatorium wird ein Bettenhaus
mit 100 Orthopädiebetten gebaut – 
trotz Überangebot.

Herr Sutter, würden Sie deswegen aufs 
Ambulatorium verzichten?

Sutter: Nach einem Nein zur Fusion
sind die Wege offen, für den ambu-
lanten Teil Lösungen zu finden – 
allein oder gemeinsam. 
Eichner: Es war ursprünglich kein
politisches Projekt der Gesundheits-
direktionen, sondern wurde von den
Spitälern selber angestossen. Da ver-
traue ich der künftigen Spitalleitung,
dass nicht unnötig Ressourcen aufge-
baut werden. Sie müssen diese am
Ende selber finanzieren.

Die Privatspitäler befürchten, sie wür-
den durch die Mehrfachrollen der Kan-
tone als Leistungsbesteller und Spital-
eigner benachteiligt. Haben Sie Ver-
ständnis dafür?

Eichner: Wir kritisieren die nicht vor-
handene institutionelle Trennung
zwischen Eigner und Regulator auch.
Mit der Aktiengesellschaft ist das Spi-
tal aber weiter weg von der Verwal-
tung. Ich bin überzeugt, dass das 
unternehmerische Interesse oder das
Abwägen zwischen den beiden Hüten
mit der neuen Struktur besser sein
wird als vorher. Die Marktposition 
des fusionierten Konstrukts war auch 
Gegenstand der Untersuchung der
Wettbewerbskommission, und sie hat
ja grünes Licht gegeben. Wir werden
uns dafür einsetzen, dass es den Wett-
bewerb weiterhin geben wird.
Sutter: Es wird zu einer Intensivie-
rung des Wettbewerbs führen. Das
Wettrüsten nach oben hat bereits
begonnen: Vom Orthopädiezentrum
auf dem Bruderholz angestachelt,
baut das Merian-Iselin-Spital zum
Beispiel die Urologie aus.
Eichner: Gleichzeitig wird aber die
heutige Konkurrenzsituation zwi-
schen dem USB und dem KSBL ent-
schärft. Wir Politiker erwarten, dass 
die Investitionen der grossen Appara-
turen angepasst werden.
Sutter: Das kann auch mit der Spital-
liste gelöst werden.
Eichner: Man kann nicht alles mit
der Spitalliste lösen. Die Spitäler
haben ein Interesse daran, die inter-
essanten Fälle an sich zu ziehen. Aus
finanziellen Gründen, aber auch aus
Sicht der Forschung und Lehre. Die
Konkurrenzsituation zwischen Lie-
stal und Basel kann nur durch die
Fusion ausgeschaltet werden.

Mit einer Fusion können Kosten gespart
und Synergien geschaffen werden. 

Sutter: Es wurde bisher nicht darge-
legt, wo Synergien entstehen sollen.
Wie die angekündigten 70 Millionen
Franken eingespart werden können,
ist weder nachvollziehbar noch über-
prüfbar. Zudem werden Fusionen 
immer teurer, als man ursprünglich
meint.
Eichner: Basel-Stadt hat grosse
Investitionen geplant mit dem Klini-
kum2 und der Neugestaltung des
Campus. Der Grosse Rat hat bau-

rechtlich grünes Licht dazu gegeben.
Finanzieren und refinanzieren muss
das Spital dies aber selber. Es ist 
unbestritten, dass nach der Fusion die
Finanzkraft des fusionierten Unter-
nehmens wesentlich höher ist. Ich 
mache mir mehr Sorgen über die
unternehmerische Zukunft des Uni-
spitals Basel ohne Fusion als mit der
Fusion. 

Herr Sutter, glauben Sie denn nicht ans
Klinikum2?

Sutter: Es ist keine Glaubensfrage.
Die Spitalleitung muss wissen, wel-
che Investitionen sie benötigt und
welche sie refinanzieren kann.
Grundsätzlich haben wir zu viele
Investitionen im Gesundheitsbereich,
was die Kosten nach oben treibt. Zu
fusionieren, nur um noch mehr zu 
investieren, als man alleine könnte,
ist das falsche Signal.
Eichner: Wir müssen nicht um der
Investition willen investieren. Son-
dern um die Gesundheitsversorgung
sicherzustellen.

Vorgesehen ist eine Aktiengesellschaft.
Wie wichtig sind Ihnen die staatliche
Kontrolle und die Mitsprache?

Sutter: Bei einem für die Öffentlich-
keit derart wichtigen Bereich wie der
Gesundheitsversorgung ist es wich-
tig, dass Parlament und Volk mitent-
scheiden können. Gleichzeitig ist
auch die unternehmerische Freiheit
wichtig – das ist heute der Fall. Nach 
der Fusion haben die Parlamente 
sowie die Stimmbevölkerungen von 
Stadt und Land gar nichts mehr zu
sagen, das Unispital wird zu einer
«Axpo». Die Parlamente sollen ent-
machtet werden, weil Basel-Stadt 
vom Landrat bei der Uni derart ent-
täuscht wurde.
Eichner: Für ein Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von 1,5 Milliar-
den Franken mit rund 10 000 Mit-
arbeitern ist die Aktiengesellschaft 
die richtige Rechtsform. Sie wird 
auch in der Privatwirtschaft am häu-
figsten gewählt, weil sie für alle Betei-
ligten am meisten Rechtssicherheit 
bietet. Es ist keine Vollprivatisierung,
bei der die Kantone gar nichts mehr
zu sagen haben. Sie bleiben Hauptak-
tionäre. Über das Beteiligungsgesetz
wird das Parlament zudem eine Kont-
rolle für den äussersten Fall behalten.

Ausgerechnet die Befürworter einer
Kantonsfusion sind jetzt Gegner der 
Spitalfusion.

Sutter: Bei einer Kantonsfusion hät-
ten wir eine komplett andere Aus-
gangslage mit einer gemeinsamen
demokratischen Struktur. Wir könn-
ten darüber entscheiden, ob wir das
Orthopädiezentrum auf dem Bruder-
holz wollen. Jetzt können wir Ja oder
Nein zum Gesamtpaket sagen.
Eichner: Für mich war eine gemein-
same Gesundheitspolitik immer eines

der Hauptargumente für die Kantons-
fusion. Die Umsetzung auf der
betrieblichen Ebene ist die einzige 
logische Folge der gemeinsamen 
Gesundheitsversorgung. Hauptziel ist 
die Stärkung der medizinischen
Fakultät der Forschung und Lehre.
Sutter: Wenn die Forschung und die 
Lehre so wichtig sind, wieso beteiligt
sich der Kanton Baselland nicht an
deren Finanzierung? Wieso bleiben
die 28 Millionen Franken einfach am 
Kanton Basel-Stadt und an dessen
Steuerzahlern hängen?
Eichner: Auch dies ist letztlich das
Verhandlungsergebnis. Zudem: Der
Umsatz der Spitäler nach der
Fusion beträgt rund 1,5 Milliarden
Franken pro Jahr. Jetzt aber wegen 
28 Millionen Franken ein visionäres
Projekt infrage zu stellen, ist klein-
kariert.
Sutter: Leider ist es kein partner-
schaftliches Projekt. Es gibt zu viele 
Kritikpunkte, zu viele Ungleichheiten 
zulasten von Basel-Stadt.
Eichner: Ich bin seit zehn Jahren
Wirtschaftsanwalt in Basel und seit
fünf Jahren Mitglied des Grossen
Rats. Ich habe Klienten auf beiden
Seiten der Kantonsgrenze. Die
Bedeutung dieser Grenze ist mir erst
bewusst worden, seit ich dem
Grossen Rat angehöre. Mit dem
Kantönligeist politisieren wir an der

Realität in Wirtschaft und Gesell-
schaft und an unserer Bevölkerung
komplett vorbei. Wir extrapolieren
diese Unterschiede und Frustratio-
nen aus dem partnerschaftlichen
Verhältnis auf ein einzelnes Geschäft.
Die Leute möchten eine einheitliche
Gesundheitsversorgung im ganzen
Raum.
Sutter: Den Leuten ist es egal, ob ein
Spital einem oder zwei Kantonen
gehört. Sie haben heute die Möglich-
keit, dort ihre Spitalleistungen abzu-
holen, wo sie wollen. Und tun es auch.
Die kantonale Zusammenarbeit ist bei
der Spitalplanung wichtig, allerdings
nicht bei der Leistungserbringung.

Was werden die Knackpunkte sein in der
morgigen Debatte?

Eichner: Die Rechtsform. Sie ist eine 
wunderbare Gelegenheit für Rot-
Grün, eine Grundsatzdiskussion
anzustreben, wie der Staat seine
Beteiligung organisieren soll. Und 
das Bruderholzspital.
Sutter: Das Bruderholzspital wird 
sicher ein grosses Thema sein, weil
es tief bis ins bürgerliche Lager
umstritten ist.

Frage des Tages
Soll der Grosse Rat der geplanten 
Spitalfusion zustimmen?

Nachdem der Baselbieter Landrat Ja
sagte, ist nun Basel-Stadt am Zug. Die
Debatte verläuft kontrovers. www.baz.ch

54% Ja
(252)

46% Nein
(213)

Es dürfte knapp werden. SP-Grossrat Kaspar Sutter (links) und FDP-Grossrat Mark Eichner.  Fotos Stefan Leimer

«Mit dem Kantönligeist 
politisieren wir an der 
Gesellschaft vorbei.»
Mark Eichner, FDP

«Zu fusionieren, nur um 
noch mehr investieren 
zu können, ist falsch.»
Kaspar Sutter, SP
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e komplexer ein politisches Ge-
schäft, desto eher erliegt man der
Versuchung, in Symbolik und in
die Bewirtschaftung von Ressenti-

ments zu verfallen. Erinnern wir uns an
die Abstimmung zur Kantonsfusion vor
knapp fünf Jahren: Auf einem der Plaka-
te der Fusionsgegner war ein böser Ba-
sel-Städter zu sehen, der einem wehrhaf-
ten Baselbieter einen Schleckstängel an-
bot, hinter dem Rücken aber den Ham-
mer bereithielt. Bei den Städtern hat der
emotionale Abstimmungskampf von
2014 Spuren hinterlassen. An den
Stammtischen herrscht die Meinung vor,
die Baselbieter sollten ja nicht mehr
kommen, wenn sie was brauchten.

Was die Gegner der Fusion von Unispital
Basel (USB) und Kantonsspital (KSBL)
dem Anhang liefern, ist daher Opium
fürs Volk. Sie tun so, als würden die Bas-
ler den Baselbietern das marode Spital
sanieren. Dabei verschweigen sie, dass
Baselland um die 20 Millionen Franken
an die Stadt überweisen wird, weil das
KSBL weniger Wert ist. Sie verschweigen
auch, wie schmerzhaft ein Nein für die
Stadt wäre. Die negativen Konsequenzen
fürs Unispital finden sich, gut versteckt,

J auf der Seite 70 des Grundlagenberichts
über die Spitalfusion. Hier zeigen Be-
rechnungen einer externen Revisionsfir-
ma, wie gross der Unterschied zwischen
einem Alleingang des USB und einem
Zusammenschluss mit dem KSBL wäre.
Das USB wird den operativen Gewinn
(Ebitda) bis 2035 nicht auf über 8 Pro-
zent steigern können – das fusionierte
«Universitätsspital Nordwest» hingegen
hätte über 10 Prozent.

Was gerne unterschlagen wird: Pro Jahr
werden mindestens 180 Millionen Fran-
ken an Steuergeldern aus dem Baselbiet
ins gemeinsame Spital fliessen. Hinter
der trockenen Zahlenhuberei steckt ein
ernstes Bedrohungsszenario. Werden
die 10 Prozent Ebitda verfehlt, geraten
Infrastrukturprojekte in Gefahr, die seit
Einführung des neuen Krankenversiche-
rungsgesetzes von den Spitälern selber
bezahlt werden müssen. Konkret heisst
das: Das Klinikum 2, der dringend benö-
tigte Spitalneubau des Unispitals am Pe-
tersgraben, wäre für lange Zeit vom
Tisch, wenn überhaupt je realisierbar.

Stillstand herrscht bei einem Nein auch
bei der Basler Spitzenmedizin. Bei jähr-

lich knapp 37 000 Eingriffen ist das Bas-
ler Unispital im Vergleich zu Bern und
Zürich bereits im Hintertreffen, nur ein
Zusammenschluss mit dem KSBL (rund
25 000 Eingriffe) würde das USB wieder
an die Spitze heranführen. Grösse ist für
den Forschungsstandort wichtig. Denn
der Bund wird in Zukunft die Spitzenme-
dizin stärker regulieren als bisher. Noch
mehr Disziplinen sollen auf noch weniger
Spitäler in der Schweiz verteilt werden,
um die Qualität sicherzustellen – und um
die kantonalen Auswüchse bei der Ertei-
lung solcher Leistungsaufträge einzu-
dämmen. Bleibt das Unispital Basel auf
seinen Fallzahlen sitzen, wird es in den
meisten Bereichen das Nachsehen ha-
ben. Und der Verlust der Spitzenmedizin
hätte auch den Verlust an Spitzenärzten
zur Folge.

Auch für die sogenannt einfachen Ar-
beitnehmer dürfte ein Nein schlimme
Folgen haben. Die Gewerkschaften spie-
len eine zweifelhafte Rolle, wenn sie sich
über die Unwägbarkeiten des Zusam-
menschlusses empören – so etwa, dass
der Gesamtarbeitsvertrag noch nicht un-
ter Dach und Fach ist. Entlassungen, die-
ses Versprechen haben die Gesundheits-

direktoren abgegeben, werde es im fusi-
onierten Universitätsspital Nordwest
nicht geben. Der geplante Stellenabbau
erfolgt über natürliche Fluktuation.
Ganz anderes droht den Pflegern, den
Assistenzärzten und den Hilfsanästhesis-
ten, wenn die Bevölkerung Nein sagt zur
Spitalfusion. Die Zukunft des Bruder-
holz-Spitals und der gesamten Beleg-
schaft stünde auf dem Spiel. Es erscheint
vor diesem Hintergrund geradezu zy-
nisch, dass die Verbände, die sich für die
Arbeitnehmer einsetzen sollten, deren
Jobs am stärksten gefährden.

Einer Illusion darf man sich freilich nicht
hingeben. Die Spitalfusion wird bei ei-
nem Synergiepotenzial von 70 Millionen
Franken keine merklichen Auswirkun-
gen auf die Krankenkassenprämien ha-
ben – schliesslich haben die städtischen
Spitäler einen Betriebsaufwand von
2 Milliarden Franken. Die Spitalfusion
dient in erster Linie der besseren Ge-
sundheitsversorgung in beiden Basel
und einer langfristigen Sicherung der Ar-
beitsplätze. Allein dafür lohnt es sich
aber, am 10. Februar ein Ja einzulegen.

LEITARTIKEL Deshalb ist die Spitalfusion für Basel-Stadt so wichtig

Ein Ja sichert den Anschluss an die Spitze

@ leif.simonsen@chmedia.ch

«Im Fall eines
Neins zur Spital-
fusion ist das
Klinikum 2
gefährdet.»

Leif Simonsen

Für Baselland bitte drehen
Für Basel-Stadt bitte drehen

an könnte es verstehen,
wenn die Baselbieter Spital-
verantwortlichen an unseren
demokratischen Prozessen

verzweifelten. Vor sieben Jahren wurde
das Kantonsspital Baselland (KSBL) über-
stürzt in den liberalisierten Gesundheits-
wettbewerb geworfen. Regierung und
Landrat machten damals einen schlech-
ten Job. Neben dem Korsett der drei ze-
mentierten Standorte Liestal, Bruderholz
und Laufen gaben sie dem neu gegründe-
ten öffentlich-rechtlichen Unternehmen
durch die zu hohe Bewertung der Gebäu-
dewerte eine enorme finanzielle Hypo-
thek, dafür umso weniger Kapital mit.

Was tun nach diesem von der Politik ver-
schuldeten Fehlstart? Im Herbst 2014 ent-
warfen die Spitzen von KSBL und Univer-
sitätsspital Basel an einem Workshop das
Grundkonzept einer gemeinsamen Spital-
gruppe, weil sie nach Prüfung aller Alter-
nativen darin den einzigen Ausweg sa-
hen, um in eben diesem Gesundheits-
wettbewerb überhaupt noch eine Chance
zu haben – notabene unter bewusster
Aufgabe des Spitals Laufen. Jetzt, vierein-
halb Jahre später, nach einem der umfas-
sendsten und intensivsten Ausarbeitungs-

M
und Vernehmlassungsprozesse in der Ge-
schichte des Kantons, steht der Volksent-
scheid über diese Fusion an. In dieser
überlangen Zeitspanne ist das KSBL der-
art in Misskredit geraten, dass nicht nur
Patienten und Teile der verunsicherten
Belegschaft davon gelaufen sind, sondern
sich vor allem in linken Stadtkreisen das
Bild eines Landspitals festgesetzt hat, das
aufgrund seiner schlechten Bilanzen für
die Fusion mit dem eigenen Unispital ein
Klumpenrisiko darstellt. Die Baselbieter
Politiker stimmen ins Klagelied über die
schlechten Zahlen ein und produzieren
weiter munter Widersprüchliches: Erhalt
der Notfallstrukturen in Laufen, Erhalt
der Bettenstruktur auf dem Bruderholz,
beides zulasten des Steuerzahlers, aber
die Einforderung bester Rahmenbedin-
gungen für die Privatspitäler. Diese dür-
fen ebenfalls mitmischen und schiessen
aus wirtschaftlichem Eigeninteresse ge-
gen den Umbau des Standorts Bruder-
holz zu einer modernen Tagesklinik.

Ja, als Verantwortlicher des Kantonsspi-
tals könnte man an unseren demokrati-
schen Prozessen verzweifeln – wenn
nicht klar wäre, dass man als öffentlich-
rechtliche Anstalt seinem Eigentümer,

dem Kanton und seinen Bürgerinnen
und Bürgern, verpflichtet ist. Letztere
entscheiden am 10. Februar erst in zwei-
ter Linie über eine Fusion zweier Spitä-
ler. In erster Linie ist es ein Grundsatz-
entscheid, ob Spitalversorgung, klinische
Forschung und medizinische Ausbildung
vorrangige Hoheitsaufgaben des Staates
bleiben sollen. Denn offensichtlich ist:
Nach einem Fusions-Nein wäre das KSBL
in seiner jetzigen Form nicht überlebens-
fähig. Zwangsläufig müsste die Verant-
wortung für gewisse Versorgungsteile an
private Anbieter übergehen.

Was im zunehmend gehässig geführten
Abstimmungskampf vergessen geht: Bei
einem Jahrhundertprojekt geht es um die
grossen Züge. Es entbehrt jeder Logik,
dass die von der führenden Pharmain-
dustrie angetriebene zweitstärkste Wirt-
schaftsregion samt ihrer bedeutenden
Universität im Gesundheitswettbewerb
bloss mit dem achtgrössten öffentlich-
rechtlichen Spital bestehen soll. Die
nächste, unmittelbar bevorstehende me-
dizinische Revolution ist die intelligente
Operations-Robotik, und diese wird teuer
werden. Zu teuer für zwei nur wenige Ki-
lometer auseinanderliegende, konkur-

renzierende und erst noch zu kleine kan-
tonale Spitäler. Doch ist die von den Fusi-
onsgegnern beschworene «Small is beau-
tiful»-Spitalromantik nicht nur anachro-
nistisch, sie will auch einen natürlichen
Entwicklungsschritt in der pragmati-
schen Partnerschaft der beiden Basel un-
terlaufen: Selbstverständlich muss nach
der gemeinsamen Uni-Trägerschaft und
der Fusion der Kinderspitäler auch das
Unispital von beiden Basel zusammenge-
führt werden. Dies ist keine in einem Par-
teiprogramm geborene Theorie, sondern
in jahrelanger Praxis gereifte Erkenntnis.

Wenn dieses auf breitester Basis von Dut-
zenden von klugen Köpfen ausgearbeite-
te, klar fokussierte Partnerschaftsprojekt
scheitert – ja, was für ein anderes Vorha-
ben soll dann in Zukunft überhaupt noch
gelingen? Scheitert die Spitalfusion an
der Urne, kann man künftig solche Gross-
projekte von vornherein bleiben lassen
und damit eine gigantische Zeit- und
Energieverschwendung vermeiden. Eine
solch entmutigende Denkblockade kann
keine Perspektive für eine dynamische
Zukunftsgestaltung der beiden Basel sein.

LEITARTIKEL Deshalb ist die Spitalfusion für Baselland so wichtig

Die logische Konsequenz der Entwicklung

@bojan.stula@chmedia.ch

«Bei einem Jahr-
hundertprojekt
geht es um die
grossen Züge.»

Bojan Stula



Basel.Stadt.Land.Region.
|  Montag, 28. Januar 2019  |  Seite 15

Das Ergebnis der Frage vom Samstag:
Sind die Strafen für den Saubanner-
zug hoch genug ausgefallen?

Frage des Tages
Finden Sie eine Holding sinnvoll, falls
die Spitalfusion scheitert?

Scheitert am 10. Februar die Spitalfusion,
soll als Plan B eine Holdingstruktur die
Kosten dämmen helfen. www.baz.ch

Die Lage ist so ernst, dass selbst nach einem Nein zum Unispital Nordwest die Fusion in Raten folgen wird

Die Spitalfusion ist vernünftig und überfällig
Von Joël Hoffmann

Ich bekam kürzlich
einen Anruf einer
Leserin, die selbst 
im Gesundheits-
wesen arbeitet. 
Nach all den Bei-
trägen und Kom-
mentaren über und
von Befürwortern 

und Gegnern der Spitalfusion habe sie
den Überblick verloren. Ist das Uni-
spital Nordwest nun also eine gute 
Sache oder nicht? Nun, das Zusammen-
gehen von Unispital Basel und Kantons-
spital Baselland ist vernünftig und
überfällig. Die Spitalfusion entlastet
Steuer- und Prämienzahler, bekämpft 
Fehlanreize wie unnötige Operationen,
sichert eine qualitativ angemessene 
Ausbildung unserer Ärzte und letztlich 
auch den Forschungs- und damit den
Wirtschaftsstandort Basel. Alle Akteure 
sind sich einig: Die aktuelle Situation
und die überbordende medizinische 
Aufrüstung schaden allen. Und wie 
Recherchen im Umfeld der staatlichen
Spitäler zeigen: Kommt es am 10. Feb-
ruar an der Urne zu einem Nein, wird 
Plan B aktiviert: eine Fusion in kleinen
Schritten. Doch dazu später.

Ich möchte nicht mehr zu sehr ins
Detail gehen, sondern aus der komple-
xen Vorlage ein paar zentrale Punkte 
darlegen, die für den Patienten, den
Prämien- und Steuerzahler besonders 
relevant sind. Was ändert sich bei-
spielsweise für mich als Patienten,
wenn ich einen Notfall habe? Nur ein 
Bruchteil der Notfälle sind gravierende
Ereignisse, die etwa eine Intensiv-
station benötigen. Meistens geht es um 
kleinere Verletzungen, wie etwa eine
gebrochene Hand nach einem Sturz.
Bisher konnte der Patient mit seiner
Blessur zu jeder Zeit auf den Notfall in 
Laufen, Liestal, Basel oder auf dem
Bruderholz. Er bekam überall eine
Untersuchung und einen Gips. Auch
mit der Spitalfusion erhält der Patient
an allen vier Standorten seine Hand-
schiene und die Sprechstunden.

Sollte der Arzt jedoch zu einer Ope-
ration raten, weil die Handknochen
nicht schön zusammenwachsen, dann
wird neu der vereinbarte operative Ein-
griff auf dem Bruderholz durchgeführt 
und nicht mehr an allen Standorten.
Zudem bleibt der Patient nicht mehrere 
Tage im Spital, sondern nur ein paar
Stunden. Das bedeutet also: Die meis-
ten Notfälle und sämtliche Sprech-
stunden können wie bisher an allen
Standorten genutzt werden. Geplante 
ambulante Eingriffe und die stationäre 
Orthopädie jedoch werden nur noch 
auf dem Bruderholz angeboten. Und 
die restliche stationäre Versorgung, wie
etwa die innere Medizin, findet aus-
schliesslich in Liestal und Basel statt,
wobei Liestal seine hochkomplexen 
Eingriffe an Basel abgibt.

Fehlanreize eliminieren
Die Spitäler bündeln also nicht nur

die für die Forschung und Ausbildung 
der Ärzte zentralen Fallzahlen, sondern 
bauen teure Infrastruktur ab: Laufen,
Bruderholz und Liestal sind keine
Maximalversorger mehr, sondern nur
noch Basel. Eine teure und personal-
aufwendige Intensivstation auf dem
Bruderholz beispielsweise ist nicht
mehr nötig.

Die ambulatorische Tagesklinik, das
TOP auf dem Bruderholz, mag für die
Schweiz eine Innovation sein, ist inter-
national jedoch bereits etabliert. Schon 
seit geraumer Zeit können viele Opera-
tionen medizinisch einwandfrei ambu-
lant durchgeführt werden. Der Vorteil:
Ambulant ist nicht nur patienten-
freundlicher, sondern auch viel günsti-
ger. Zudem werden die Prämien- und
Steuerzahler entlastet. Gemäss einer
Studie des Wirtschaftsprüfers Price 
Waterhouse Coopers könnten bereits 
heute die Krankenkassen 61 Millionen
Franken pro Jahr sparen, wenn die Spi-
täler endlich den Grundsatz ambulant
vor stationär umsetzen würden.

Doch Spitäler und Belegärzte ver-
dienen vor allem an stationären Patien-
ten. Die Region hat nicht nur die höchs-
ten Krankenkassenprämien der

Schweiz, sondern auch eine grosse
Anzahl Orthopäden und damit die
höchsten Zahlen an Knie- und Hüft-
operationen. Die Statistiken zeigen: In
Basel wird unnötig operiert und zudem 
noch unnötigerweise stationär. Diese
finanziellen Fehlanreize, einen Patien-
ten tendenziell stationär zu behandeln
statt ambulant, kommen bei Privat-
spitälern mit ihren Belegärzten
besonders zum Tragen. Der Marktanteil
der privaten Akteure in der Orthopädie
beträgt über 60 Prozent.

Die Spitalfusion wirkt auch hier
positiv. Die Gesundheitsdirektoren wol-
len, aber dürfen noch nicht, die Zahl
der Spezialisten-Praxen regulieren,
weil es zu viele gibt und damit auch zu 
viele unnötige Operationen. Die
Tagesklinik auf dem Bruderholz ist ein
Angriff auf die Privatspitäler. Ambu-
lante Orthopädie ist nicht nur weniger 
lukrativ, sie bedingt auch besonders
effiziente Abläufe, die für ein Spital mit 
fest angestellten Ärzte-Teams einfacher
zu koordinieren sind als für ein Privat-
spital mit selbstständigen Spezialisten.
Zudem bleibt ambulant weitaus weni-
ger Geld übrig, das sich Privatklinik
und Privatarzt teilen können. Damit ist 
das Geschäftsmodell dieser Privat-
spitäler und der Spezialisten gefährdet.
Das erklärt den teilweise gehässigen 
Widerstand einiger privater Akteure.
Aber sowohl aus Patienten- als auch 
aus Prämienzahler-Sicht ist der mit der
Tagesklinik Bruderholz forcierte
Systemwechsel von stationär auf ambu-
lant clever und vor allem sinnvoll.

Die Fusion ist also finanziell
betrachtet vernünftig, auch wenn die 
Krankenkassenprämien wegen der
Alterung der Gesellschaft weiter stei-
gen werden. Ohne Fusion würden die
Kosten für Steuer- und Prämienzahler
hingegen noch stärker anwachsen. Mit
der Spitalgruppe werden zudem Fehl-
anreize eliminiert und Gesamtkosten
aus dem System genommen. Bereits oft
genannt, und hier der Vollständigkeit

halber erwähnt: Die Bündelung von 
Fallzahlen schafft mehr Qualität bei der
Behandlung, sichert den Forschungs-
platz Basel und hilft, die ausgebildeten
Ärzte in Basel zu halten.

Angesichts dieser genannten Tat-
sachen, die für den Bürger bessere 
Behandlungs-Qualität bei gleich-
zeitiger finanzieller Entlastung
bedeuten, sind Schwachpunkte der
Fusion, wie etwa die ungleichen
Beteiligungsverhältnisse zwischen
Land und Stadt, Nebensächlichkeiten.
Dass Basel-Stadt mit dem Wert des Uni-
spitals mehr Eigenkapital einbringt, ist 
auch auf dem Land unbestritten, und
man ist in Liestal auch zu weiteren Kon-
zessionen bereit. Und Tatsache ist, dass 
beide Häuser alleine zu wenig Geld
erwirtschaften, um alleine ihre 
Investitionen zu decken. Der Vorschlag
zur Fusion zum Unispital Nordwest
kam denn auch von den Spitalleitungen
und nicht von der Politik.

Tagesklinik kommt so oder so
Doch die Gegner sind zahlreich, 

ihre Argumente klar, aber meist falsch,
wenn etwa davon die Rede ist, dass
Überkapazitäten ausgebaut würden.
Das Gegenteil ist wahr. Aber eben: Das
Gesundheitswesen ist komplex, selbst 
Ärzte und Pflegende sind nicht einer
Meinung. Für den Bürger ist die Fusion
eine schwierige Vorlage und im Zweifel
legt das Stimmvolk ein Nein in die
Urne. Doch was würde nach der
Ablehnung der Fusion passieren?

Die Verantwortlichen von Kantons-
spital und Unispital haben natürlich 
einen sogenannten Plan B – die «zweit-
beste Lösung», wie die Spitalchefs zu
sagen pflegen. Wie dieser konkret aus-
sieht, sagen sie jedoch nicht. Gemäss
Quellen der BaZ ist der Plan B jedoch 
schon so alt wie Plan A, aber nicht min-
der brisant. 

Sollte am 10. Februar die Unispital
Nordwest AG verworfen werden, dann
wird das Kantonsspital Baselland den-
noch die Tagesklinik auf dem Bruder-
holz betreiben, aber Laufen würde
wohl aus finanziellen Gründen wieder
zur Debatte stehen. Das Unispital in
Basel hätte ein Fallzahlenproblem und
müsste zudem eine neue eigene Ortho-
pädie wieder aufbauen sowie eine
ambulante Tagesklinik-Struktur
erstellen – die Aufrüstung ginge weiter. 
Oder aber die beiden Institutionen
setzen ihre Kooperationen fort, was 
jedoch nur dann gelingt, wenn sie eine

gemeinsame Kasse haben. Und das
wäre dieser Plan B: Wie bei der Fusion
würden Unispital und Kantonsspital 
gemeinsam die Orthopädie auf dem
Bruderholz betreiben. Sie gründen
dafür beispielsweise eine «Orthounis
AG». Dasselbe würden sie für die Tages-
klinik Bruderholz tun: «TOP-Unis AG» 
könnte diese Firma dann heissen.

Plan B ist eine Unispital Holding
Die Spitäler würden also nach und

nach dort unter einem gemeinsamen
Firmendach zusammenarbeiten, wo
die Kooperation dringlich wird. Das
Problem dabei ist, dass viele Kleinfir-
men entstehen, was die Koordination
zwischen mehreren Chefs und Ver-
waltungsräten (und nicht zuletzt auch 
der Politik) verkompliziert. Das heisst, 
es braucht auch hier wieder ein

gemeinsames Dach: eine Holding. Die
Spitalfusion würde also nicht als Uni-
spital Nordwest AG mit einem klaren
Konzept vollumfassend umgesetzt,
sondern würde organisch zu einer
Unispital Nordwest Holding AG heran-
wachsen. Dieser Prozess wäre anfällig
für die wechselnden Stimmungen in
den Parlamenten und Regierungen.
Rational betrachtet führt kein Weg an
einer Fusion vorbei. Ein Ja am 10. Feb-
ruar ist jedoch sinnvoll, um die
genannten positiven Effekte der Spital-
gruppe möglichst rasch zu erreichen.

Die Spitalfusion bricht alte 
Strukturen auf und ermöglicht den
überfälligen Wandel. Die Gegner hin-
gegen fürchten um ihr Geschäft oder
versteifen sich auf Details. Brauchbare 
Alternativen haben sie nicht.
joel.hoffman@baz.ch

Die Bruderholz-Klinik ist 
aus Sicht der Patienten 
sowie der Steuer- und
Prämienzahler sinnvoll.

Hand in Hand für die Spitalgruppe. Werner Widmer, Verwaltungsratspräsident Kantonsspital Baselland, der Basler Gesundheitsdirektor Lukas Engelberger (CVP)
mit seinem Baselbieter Kollegen Thomas Weber (SVP) und Robert-Jan Bumbacher, Verwaltungsratspräsident Unispital Basel (v.l.).  Foto Kostas Maros

So sieht das Unispital Nordwest aus
Basel/Liestal. Die Region Basel hat
schweizweit mit 27 Spitälern die 
höchste Dichte an Gesundheits-
versorgern. Die durchschnittliche 
Krankenkassenprämie liegt bei rund 
500 Franken im Monat. Die Gesund-
heitskosten machen in beiden Basel 
mehr als 5,5 Milliarden Franken aus.
Die Regierungen beider Basel wollen
die Gesundheitsversorgung optimie-
ren, aber zugleich das Kostenwachs-
tum dämpfen und vor allem auch die
Hochschulmedizin (also Ausbildung 
und Forschung) in der Region halten. 
Zum einen versuchen die Regierungen
dies mit der unumstrittenen
gemeinsamen Gesundheitsplanung
und zum anderen mit der Fusion von
Kantonsspital Baselland mit dem 
Unispital Basel.
Um diese Ziele zu erreichen, sollen
Fallzahlen gebündelt und gleichzeitig 
Leistungen an den bestehenden vier
Spitalstandorten abgebaut werden.
Das Unispital Basel bleibt ein Maximal-
versorger mit dem universitären Zent-
rum. Die hoch spezialisierten Eingriffe
werden dort konzentriert. Liestal gibt
diese Disziplin nach Basel ab.
Insbesondere bleibt Basel das Zentrum
für Notfall- und Intensivmedizin rund
um die Uhr. Das Tumorzentrum bleibt 
ebenso wie das Herz-/Gefässzentrum
oder das Hirnschlagzentrum.
In Liestal wiederum bleibt der
24-Stunden-Notfall inklusive Intensiv-
station bestehen. Ebenso die komplette 
Innere Medizin mit ihren Subspeziali-

täten. Ein Bauch-, ein Adipositas- und
ein Hirnschlagzentrum werden ebenfalls
in Liestal angeboten sowie auch die
Behandlungen von Mutter und Kind.
Abgebaut wird vor allem in Laufen. Das
Spital wird primär noch eine Perma-
nence für Notfälle sein und bietet
Sprechstunden an. Stationär bleiben
das Schmerzzentrum und eine 
geriatrische Rehabilitation.
Der Standort Bruderholz wird eine
Neuausrichtung erfahren. Kernstück
ist die Tagesklinik für operative und
interventionelle Eingriffe (TOP). Auch 
die planbare stationäre Orthopädie wird 
dort konzentriert (also nicht mehr in 
Basel und Liestal). Zudem wird auch auf
dem Bruderholz eine Permanence die
Notfallstation ersetzen. Sprechstunden
werden dort ebenso angeboten wie
ambulante und stationäre Rehabilitation
für ältere Patienten. Die Tagesklinik
ersetzt also das heutige Spital und wird 
je nach Bedarf gebaut. Nach der 
Umsetzung wird das heutige Betten-
haus zurückgebaut. Die komplette
Transformation dauert zehn Jahre.
Die Regierung rechnet mit Synergie-
effekten von mindestens 70 Millionen 
Franken und weiteren Entlastungen für 
Steuer- und Prämienzahler durch die
Verlagerung von stationär auf ambulant.
Zudem sollen die Spitäler zusammen in
der Lage sein, ihre Investitionen selber 
zu stemmen. Das Universitätsspital
Nordwest wäre eine gemeinnützige AG
in den Händen der beiden Kantone
Basel-Stadt und Baselland. jho

18% Ja
(587)

82% Nein
(2676)
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Das deutliche Nein der Basler Stimmbevöl-
kerung zur Spitalfusion vor einem Monat
war für die Planer ein Schock. Ein ziemlich
teurer, wie sich nun herausstellt. Denn das
Universitätsspital Basel (USB) und das Kan-
tonsspital Baselland (KSBL) erklärten ge-
genüber der bz, sie hätten in den letzten
Jahren jeweils zwischen 13,5 und 14 Millio-
nen Franken in die Vorbereitung für die
gemeinsame Spitalgruppe gesteckt.

Rund die Hälfte der Kosten sind intern
angefallen, also etwa Personalkosten
durch Arbeits- und Projektgruppen oder
Verwaltungsratssitzungen. Die andere
Hälfte sind externe Aufträge, welche die
Spitäler vergeben haben. Denn um 2020
pünktlich mit der neuen Spitalgruppe
starten zu können, mussten eine Reihe
von Themen bereits frühzeitig aufgegleist
werden. Gleichzeitig waren die verant-
wortlichen Planer bei den beiden Spitä-
lern lange von einem Ja überzeugt. Teil-
weise wurde in die Verträge aber noch ei-
ne Klausel eingebaut, wie im Falle eines
Nein weiter verfahren wird.

Das wohl prominenteste Beispiel ist der
Name respektive das Logo der künftigen
Spitalgruppe: Universitätsspital Nordwest-
schweiz hätte der Verbund heissen sollen,
abgekürzt USNW. Wer nun glaubt, dass
dieser Name schnell gefunden wurde, irrt.
Rund 300 Namen seien dafür generiert,
selektioniert und priorisiert worden, er-
klärte der Basler Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger vergangenes Jahr im
Parlament.

Hohe Beratungskosten
Damit nicht genug: Die Projektgruppe

zog zur «professionellen Begleitung der
Findung einer Wortmarke» eine grosse
Zürcher PR-Firma bei. Alleine deren Ho-
norar belief sich auf 60 000 Franken. Die
internen Personalkosten sind in dieser
Rechnung noch nicht mit drin. Und das
Logo und die gesamte Corporate Identity
wurden dann in einem weiteren Auftrag
nochmals ausgeschrieben.

In den letzten drei Jahren haben die
Spitäler mit Blick auf die Fusionspläne

eine Reihe grösserer Aufträge vergeben.
Mehrheitlich handelte es sich um Bera-
tungsmandate. Eine Antwort des Basel-
bieter Gesundheitsdirektors Thomas We-
ber im Landrat kurz nach der Abstim-
mung gibt einen Eindruck: Seit 2015
schlugen Beratungskosten beim KSBL mit
insgesamt über vier Millionen Franken zu
Buche. Das ist rund ein Drittel des gesam-
ten Aufwands und nach den Personalkos-
ten klar der grösste Posten. Da die Kosten
paritätisch geteilt wurden, dürften die
Zahlen in Basel ähnlich hoch sein.

Behandelt wurden dabei in erster Linie
unternehmensorganisatorische und stra-
tegische Fragen: Kulturentwicklung und
Change Management, Projektmanage-
ment, Design des Leistungsangebots, Res-
sourcenplanung. Eine detaillierte Auf-
schlüsselung der Kosten wollten die bei-
den Spitäler auf Anfrage der bz nicht öf-
fentlich machen. «Die Budgetzahlen sind
obsolet und deshalb nicht mehr von öf-
fentlichem Interesse», sagt Thomas
Pfluger, Sprecher des Universitätsspitals.
Und die Jahresrechnung 2018 sei noch
nicht abgeschlossen, weshalb diese Zah-
len ebenfalls noch nicht publik gemacht
würden.

«Ergebnisse weiterverwenden»
Klar ist: Viele teure Studien, Analysen

und Konzepte sind mit dem Nein zu Maku-
latur geworden. Andere können teilweise
oder anderweitig verwendet werden, etwa
Unternehmensbewertungen oder Teambil-
dungsprozesse. Auch Investitionen wie et-
wa in die IT oder die Infrastruktur, die mit
Blick auf die Spitalgruppe getätigt wurden,
können auch ohne Fusion genutzt werden.
«Wir sind überzeugt, dass wir verschiede-
ne Ergebnisse der Projektarbeiten für das
USNW weiterverwenden können», sagt
Pfluger. «Die Ausarbeitung der USB-Strate-
gie ist aber noch in Arbeit, und es ist noch
nicht festgelegt, welche Ergebnisse wie ge-
nutzt werden sollen.»

Auch Sophie Thum vom Kantonsspital
Baselland sagt: «Ein Grossteil der Arbeiten,
die in den vergangenen Monaten geleistet
wurden, können voraussichtlich vom KSBL
weiterverwendet werden.»

Teure Träume: Spitäler investierten über
27 Millionen in die Planung der Fusion
Ausgaben Nach dem Abbruch der Pläne für die gemeinsame Spitalgruppe bleiben die Spitäler auf den Kosten sitzen

VON JONAS HOSKYN

«Wir sind überzeugt,
dass wir verschie-
dene Ergebnisse
der Projektarbeiten
weiterverwenden
können.»
Thomas Pfluger
Sprecher Universitätsspital

Das Grossprojekt Spitalfusion kostete bereits in der Planung viel Geld. KEYSTONE

«Der Schulweg ist unzumutbar. Niemand
in der Regierung nimmt sich die Zeit, die
Situation in den Aussenhöfen anzuschau-
en», beklagte sich der 63-jährige Landwirt
aus Eptingen gestern im Baselbieter Straf-
gericht in Muttenz.

Es war nicht sein erster Kampf gegen die
Behörden, und demnächst geht der Streit
um Oberbaselbieter Schulwege wohl in ei-
ne neue Runde. Der Grund für den Ärger:
Seine damals zwölfjährige Tochter wurde
der Sekundarschule Sissach zugewiesen,
was die Familie aus Eptingen nicht akzep-
tierte und einen Schulbesuch in Oberdorf
forderte. Die Beschwerden vor Regierungs-
rat und Kantonsgericht waren allerdings
nicht von Erfolg gekrönt, sodass die Toch-

ter ab August 2017 in Sissach hätte zur
Schule gehen müssen. Sie erschien aller-
dings monatelang nicht.

Die Staatsanwaltschaft stellte einen Straf-
befehl wegen Verletzung der Erziehungs-
pflicht aus und verdonnerte sowohl den
63-jährigen Vater wie auch die 58-jährige
Mutter zu bedingten Geldstrafen von 60
Tagessätzen zu 60 Franken. Dazu kam ei-
ne Busse von 1000 Franken, die Einzel-
richter Beat Schmidli gestern allerdings
strich: Sie sei unnötig.

Sondersetting in Pflegefamilie
Ansonsten bestätigte er aber den Straf-

befehl. «Es geht nicht, dass man Kinder
nach eigenem Gutdünken in eine andere
Schule schickt», so Schmidli. Verbunden
mit dem Schuldspruch sind jeweils auch
Verfahrenskosten von rund 1000 Fran-
ken. Die Eltern können das Verfahren
noch weiterziehen.

Genaugenommen ist der Mann ein ehe-
maliger Landwirt, es wurde vor Gericht
nicht so recht deutlich, wovon das Ehe-
paar lebt. Einen grossen Sieg konnte die
Familie allerdings dennoch verbuchen:

Die Tochter besucht inzwischen tatsäch-
lich die Schule in Oberdorf.

Die Hintergründe dafür sind unklar: Of-
fenbar verfügte die Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde für die Tochter ein
Sondersetting in einer Pflegefamilie. Diese
Lösung scheint bis heute auf freiwilliger
Basis zu funktionieren, laut dem 63-Jähri-
gen fahre seine Tochter täglich mit dem
Velo zur Tagesfamilie und gehe so in die
gewünschte Schule. «Ihr geht es gut, sie
ist glücklich. Das ist das Wichtigste», be-
teuerte der Mann.

Dabei summieren sich allerdings auch die
Kosten für die Tagesfamilie, noch ist offen,
wer dafür aufkommt. Der 63-Jährige liefert
sich seit Jahren zahllose Kleinkriege mit den
Behörden, er misstraut Anwälten. Gegen-
über den Medien betonte er in einer Ge-
richtspause, seine Kinder hätten das Recht
auf eine Einschulung im nächstgelegenen
Schulhaus, und dies sei nun mal nicht in
Sissach, sondern in Oberdorf.

Der Streit dreht sich auch um die Zu-
mutbarkeit von öffentlichen Bussen und
Schulbussen (die bz berichtete). Der Ge-
richtspräsident Beat Schmidli betonte al-

lerdings mehrmals, das Strafgericht habe
lediglich die Vorwürfe des Strafbefehls zu
beurteilen.

«Der Entscheid, wo eingeschult wird,
liegt nicht bei Ihnen, sondern bei den zu-
ständigen Behörden. Dagegen kann man
sich wehren, das haben Sie auch ge-
macht, aber eben erfolglos. Daher waren
Sie verpflichtet, Ihre Tochter entweder
nach Sissach zu schicken oder ihr auf an-
dere Weise eine angemessene Schulaus-
bildung zukommen zu lassen», sagte
Schmidli.

Fortsetzung folgt
Laut dem Richter habe das Amt für

Volksschulen der Familie durchaus auch
andere Lösungen angeboten, die man aber
gar nicht habe diskutieren wollen. «Sie ha-
ben etwas Rechthaberisches», so Schmidli.
Es handle sich aber insgesamt nicht um
einen gravierenden Fall. Jüngere Kinder
hat der Mann zwar nicht mehr, doch er ist
soeben Grossvater geworden.

In wenigen Jahren dürfte der Streit um
die Einschulung daher eine Fortsetzung er-
fahren.

Keine Schule statt falsche Schule: Eltern bestraft
Strafgericht Ein Ehepaar
aus Eptingen akzeptierte
die Einschulung ihrer Tochter
in Sissach nicht und behielt sie
zu Hause. Das hat nun Folgen.

VON PATRICK RUDIN

Tagessätze zu 60 Franken
beträgt die bedingte Geld-
strafe, welche die beiden
Eltern wegen Verletzung ihrer
Erziehungspflicht gewärtigen.

60
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INSERAT

Nächstes Jahr will das Basler Universitäts-
spital (USB) mit dem Bau des neuen Klini-
kums 2 beginnen. Eigentlich. Doch es fehlt
das Geld. Denn es besteht kein Grund an-
zunehmen, dass das Unispital in den
nächsten Jahren an die benötigten Mittel
kommt. Gemäss einer gut informierten
Quelle aus dem Gesundheitsdepartement
ist das Projekt schon sistiert worden.

Die Spitalverantwortlichen hatten auf
die Fusion mit dem Kantonsspital Basel-
land gehofft. Der Zusammenschluss hätte
Prognosen zufolge die sogenannte Ebit-
dar-Marge, also das Betriebsergebnis vor
den Aufwendungen, wie etwa die Steu-
ern, auf über zehn Prozent gehoben. 2017
lag das Unispital bei 6,2 Prozent, der Ge-
schäftsbericht für das vergangene Jahr er-
scheint erst im Mai. Doch bei rückläufigen
Zahlen im stationären Bereich ist nicht an-
zunehmen, dass das Unispital das ange-
peilte Betriebsergebnis im Alleingang er-
reichen wird. Thomas Pfluger, Leiter
Kommunikation beim Unispital, bestätigt,
dass die Zehn-Prozent-Marke erreicht wer-
den müsse, «um die Gesamtinfrastruktu-
ren erneuern und erhalten zu können».
Darunter fällt auch der rund 730 Millio-
nen Franken teure Klinikum-2-Neubau,
der 2013 den Zuschlag erhielt. Pfluger
sagt: «Kann die Marge nicht erreicht wer-
den, braucht es andere Finanzierungsfor-
men oder eine Revision der Pläne.»

Zahlt die Pharma?
Die angesprochenen «anderen Finanzie-
rungsformen» dürften nicht einfach zu
finden sein. Seit der Revision des Kran-
kenversicherungsgesetzes, das 2012 in
Kraft trat, müssen die Spitäler ihre Inves-
titionen selber tätigen. Wenngleich über
die Gemeinwirtschaftlichen Leistungen
Schleichwege bestehen, um die staatsei-
genen Spitäler zu alimentieren, wäre eine
staatliche Subvention des Klinikums 2 in
Basel kaum durchsetzbar. Der Aufschrei
der starken Privatspital-Lobby wäre ge-
wiss. Auch Pfluger räumt ein. «Das USB
muss seine Investitionen aus eigener
Kraft finanzieren.» Anne Tschudin, die
Sprecherin des Gesundheitsdeparte-
ments, bekräftigt, dass die Investitionen
des Universitätsspitals ein Thema seien
beim Kanton. Doch: «Unser aktuelles Mo-
dell sieht vor, dass das USB die Investitio-
nen selber finanziert.»

Die zweite Möglichkeit besteht darin,
die Baserates, also die Basispreise für sta-
tionäre Eingriffe, zu erhöhen. Angesichts
der ohnehin schon hohen Baserates am
Unispital dürfte dies bei den Krankenkas-
sen auf Widerspruch stossen. Gesund-
heitsökonom Willy Oggier bezeichnet die

dritte Möglichkeit als die vielverspre-
chendste, den Neubau des Klinikums 2
am Petersgraben doch noch zu retten:
ein Spendenaufruf. Dies in Anlehnung an
das neue Kinderspital in Zürich. 100 der
625 Millionen Franken sollen über Fund-
raising eingenommen werden. Bisher
läuft es schleppend. Seit drei Jahren,
schrieb der «Tagesanzeiger» diese Wo-
che, ist von der Fundraisingabteilung des
Kinderspitals die gleiche Antwort zu hö-
ren. Der Stand der Spenden habe einen
zweistelligen Millionenbetrag erreicht.
Das Unispital Basel hingegen könnte auf
die Pharma hoffen, wie Oggier sagt. Die
ansässigen Multis Roche und Novartis
werden ein Interesse haben, dass die
Spitzenmedizin in Basel die modernste
Infrastruktur vorfindet.

Von modernster Infrastruktur ist insbe-
sondere das sanierungsbedürftige Klini-
kum 2, das in den 70er Jahren gebaut wur-
de, weit entfernt. Pfluger sagt deshalb de-

zidiert: «Das USB benötigt den Neubau
des Klinikums 2.» Bereits, als der Basler
Regierungsrat 2015 den Ratschlag zum
Neubau vorlegte, sprach dieser davon,
dass das Gebäude die Lebensdauer über-
schritten habe. Die Bau- und Planungs-
kommission führte in ihrem Kommissi-
onsbericht aus: «Das Universitätsspital
kann den gestiegenen Anforderungen an
die Effizienz und Produktivität interner
Abläufe und Prozesse im bestehenden Ge-
bäude mittelfristig nicht mehr gerecht
werden.» Immer wieder müssten auf-
grund der Alterserscheinungen Instand-
setzungsarbeiten vorgenommen werden.
Pfluger ergänzt: «Das Klinikum 2 wird
nicht jünger. Die Instandsetzungsarbeiten
nehmen zu, da es durch das Alter mehr
Ausfälle von Anlagen gibt, zum Beispiel
bei den Rolltreppen.» Offiziell hält das
USB am Zeitplan fest. Dieser sei «noch ak-
tuell», wie Pfluger sagt. Sollte aber nicht
innert Kürze Geld aufgetrieben werden

können, werden 2020 noch keine Bagger
auffahren. Auch eine etappenweise Sanie-
rung sei nicht möglich, hält der Medien-
chef fest.

Notfallzentrum ist am Anschlag
Scheitert die Finanzierung des Klinikums
2, würde demnach auch das jüngste Bau-
projekt sistiert: Im vergangenen Frühjahr
hatte das Universitätsspital eine Aus-
schreibung für einen Neubau an der
Schanzen- und Klingelbergstrasse getä-
tigt. Hier sollten das interdisziplinäre Tu-
morzentrum sowie ein Provisorium des
Notfallzentrums Platz finden, während
der Neubau des Klinikums 2 im Gang ist.
Gerade bei der Notfallaufnahme herrscht
dringender Handlungsbedarf: Das Zen-
trum am Petersgraben ist baulich und
personell am Anschlag, wie Patienten
und Mitarbeiter berichten. Auch sie müs-
sen hoffen, dass das Universitätsspital un-
verhofft an Geld für den Neubau kommt.
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VON LEIF SIMONSEN

«Das Klinikum 2
wird nicht jünger.
Die Instandset-
zungsarbeiten neh-
men zu, da es durch
das Alter mehr Aus-
fälle von Anlagen
gibt, zum Beispiel
bei den Rolltrep-
pen.»
THOMAS PFLUGER
PRESSESPRECHER UNISPITAL

Kein Geld für
das Klinikum 2
Nach der gescheiterten Spitalfusion ist fraglich,
ob der Neubau des Unispitals gebaut werden kann

Es ist fraglich, ob das Projekt «Arcadia» wirklich
umgesetzt werden kann. VISUALISIERUNG/ZVG

Es geschah bereits am Freitagmorgen,
kurz nach elf Uhr. Bauarbeiter wollten
einen Pneukran demontieren, der auf
einer Baustelle an der Basler Signals-
trasse seinen Dienst getan hatte. Dann
fegte eine heftige Windböe über die
Baustelle – und riss dem Kran während
den Abbauarbeiten den Arm beinahe
ab. Dieser wurde dabei richtiggehend
abgeknickt und drohte, auf die Strasse
zu stürzen. Unter dem Kran befand
sich die Autobahneinfahrt Freiburger-
strasse an der Basler Nordtangente.
Ein Sturz des Metallgerüsts aus mehre-
ren Metern Höhe hätte verheerende
Schäden auf der Fahrbahn anrichten
und sogar Autos in Mitleidenschaft zie-
hen können.

Die Situation war so brenzlig, dass
die Kantonspolizei Basel-Stadt umge-

hend entschied, die Strassen unter
dem Kran abzusperren. Von der Mass-
nahme betroffen war nicht nur die Au-
tobahneinfahrt, auch weitere Spuren
der Autobahn Richtung Luzern wur-
den geschlossen. Durch die vorsorgli-
che Massnahme war der Schwarzwald-
tunnel nur einspurig befahrbar. Die
Sperrung hielt den ganzen Nachmittag
über an, da sich die Demontage des
demolierten Kranarms kompliziert
ausgestaltete.

Stau, aber keine Verletzten
Dies zum Leiden der Verkehrsteilneh-
mer: Bereits kurz nach der Sperrung
brach der Verkehr auf der Nordtangen-
te zusammen, es kam zu stundenlan-
gen Staus auf der A2 und Teilen der A3
im Wochenend- und später auch im

Feierabendverkehr. Der von Deutsch-
land her kommende Lastwagenver-
kehr wurde komplett über den Grenz-
übergang bei Rheinfelden umgeleitet.
Auch allen anderen Verkehrsteilneh-
mern riet die Polizei, das Gebiet gross-
räumig zu umfahren. Zudem fiel die
Buslinie 36 der Basler Verkehrs-Betrie-
be in den Bereichen Erlenmatt und Im
Wasenboden wegen der Rückstaus für
längere Zeit aus. Verletzt wurde nach
Polizeiangaben beim Zwischenfall al-
lerdings niemand.

Die Sicherungsarbeiten durch das
Kranunternehmen dauerten laut einer
Mitteilung der Behörden noch bis kurz
vor 17 Uhr am Freitagabend. Nach ih-
rem Abschluss konnte die Verkehrspo-
lizei die Autobahn wieder uneinge-
schränkt freigeben. (ANS)

A2 zu: Kran fiel fast auf die Strasse
Eine heftige Windböe knickte im Norden von Basel einem Kran den Arm ab – es kam zu langen Staus

Der geknickte Kran. LESERREPORTER
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AnfangNovember hatte derGar-
tenbauunternehmer und FDP-
Politiker Marcel Schweizer ge-
nug. Er schrieb dem Riehener
Gemeinderat einen Brief. Grund
für die Verärgerung war der Zu-
gang für Lastwagen zumGewer-
begebiet Rüchligweg,wo Schwei-
zer einen seiner Stützpunkte hat.
«Wenn grosse Dreiachsen-Last-
wagen vom Friedhof Hörnli her
nach rechts abbiegen wollen,
zum Beispiel weil sie uns grosse
Ballen Rollrasen bringen, müs-
sen sie die gesamte Gegenfahr-
bahn ausnützen, um inMillime-
terarbeit in die Zufahrtsstrasse
einbiegen zu können», sagt
Schweizer. «Es ist fast unmög-
lich für die Chauffeure, hier die
Kurve zu fahren.» Grund: Das
Baudepartement hat auf dem
Trottoir Poller aufstellen lassen.
An einemder Poller selber sowie
an dem Randstein sind deutlich
Kratzer zu sehen und schwarze
Spuren von Reifen, die entlang-
schliffen.

Riehen kann nichts tun
Den ganzen Winter hindurch
ging nichts. Deshalb schrieb
Schweizer Anfang März erneut.
«Bedauerlicherweise hat die Ge-
meinde Riehen die vergangenen
Monate nicht genutzt, um die Si-
tuation bei der Zufahrt von der
Rauracherstrasse in den Rüch-
ligweg so herzustellen, dass wir
mit unserem eigenen Sattelzug
respektive unsere Lieferanten
mit entsprechenden Fahrzeugen
zufahren können», so Schweizer.

Die Gemeinde Riehen hin-
gegen erklärte sich für «nicht zu-
ständig». Die Poller seien ohne
dasWissen der Riehener Behör-
de aufgestellt worden. «Die Pol-
ler stehen auf Kantonsallmend
und wurden vom Kanton ohne
unserEinverständnis aufgestellt.
Wir sind deshalb leider nicht be-
fugt, sie wieder zu entfernen,
noch irgendwelche Entscheidun-
gen darüber zu treffen», lautete

die Antwort des Riehener Abtei-
lungsleiters Bau, Mobilität und
Umwelt.

Schweizer schrieb das Bau-
undVerkehrsdepartement Basel-
Stadt (BVD) an und forderte eine
öffentliche Besichtigung der Si-
tuation. «Der Kanton redet ger-
ne von Mitwirkungsverfahren –
wirwurden nie angefragt, obwir
mit diesen Pollern einverstanden
sind», sagt Schweizer.

Unangenehme Situation
Es ging aber nicht nur um das
Mitspracherecht oder zumindest
die Möglichkeit, Bedenken ein-
zubringen. Sondern auch um
konkrete Abmessungen. Denn
dieAbteilungsleiterin Gestaltung
Stadtraum Verkehr beim BVD
verwies auf Standardwerte. «Wie
Sie beiliegendem Schleppkur-
venplan der Gemeinde Riehen
entnehmen können, ist die Zu-
fahrt zum Rüchligweg auch mit
Sattelschleppern problemlos
möglich, ohne dass der nun
durch die Poller geschützte Fuss-
gängerbereich dazu genutztwer-
den muss», schrieb sie an
Schweizer.

Eigentlich wollte das BVD
noch einen Baum in der Kurve
auf dem Trottoir pflanzen, doch
da hat der Riehener Einwohner-
rat eingegriffen und den Baum
gestrichen, umdieVerkehrsüber-
sicht amOrt nicht zu gefährden.
Schweizer kann die Argumenta-
tion der BVD-Beamtin nicht
nachvollziehen.

Zwist imHintergrund
Seiner Beobachtung nach haben
die Chauffeure grosseMühe und
müssen den gesamten Strassen-
raum ausnützen, um überhaupt
die Einfahrt zu schaffen. Beson-
ders fürVelofahrer eine unange-
nehme Situation. «Die ange-
strebte Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit wurde nicht
erreicht, im Gegenteil», sagt
Schweizer.

Möglicherweise geht es hier
noch um etwas anderes als nur
die Poller: Denn imHintergrund
schwelt ein Zwist zwischen der
Gemeinde Riehen und demBVD.

Die Kantonsverwaltung hat
den langjährigen Fussgänger-
streifen vor der Alterssiedlung
Humanitas aufgehoben – doch
wo der neue hinkommt, ist nach
wie vor nicht entschieden. «Auf-
grund unterschiedlicherAuffas-
sungen zur richtigen Lage des
Fussgängerstreifens zwischen
den verantwortlichen kantona-
len Fachstellen und dem Ge-
meinderat Riehen konnte der

Fussgängerstreifen bislang nicht
eingerichtet werden», schreibt
die Planungsverantwortliche.

Gefahr für Behinderte
Ohne den Fussgängerstreifen
komme es «leider immerwieder
zu Situationen, in denen einige
Fahrzeugführer zu schleifend ab-
biegen oder gar die Absenkung
als Zufahrt verstehen», heisst es.

«Um die Fussgänger auf dem
Trottoir vor den Fahrzeugen zu
schützen, wurden vorüberge-
hend Absperrelemente aufge-
stellt. DieseAbsperrungen engen
die Zufahrt entsprechend beige-

fügter Schleppkurve nicht ein
und bleiben zum Schutz der
Fussgänger bis zur endgültigen
Einrichtung des Fussgänger-
streifens bestehen.»

Ein Augenschein der «Basler
Zeitung» vorOrt zeigt aber, dass
gerade Personen, die auf einen
Rollator oder einen Rollstuhl an-
gewiesen sind, nahe an den Pol-
lern vorbeifahren müssen und
dass die Situation nicht unge-
fährlich ist, fahren doch auf-
grund der Sanierungsarbeiten an
derAeusseren Baselstrasse viele
Autos auch durch die Rauracher-
strasse. «Grundsätzlich ist alles,

was auf dem Trottoir steht, im
Weg», sagt Georg Mattmüller
vom Behindertenforum Region
Basel.

«Diese Poller sind ziemlich
wuchtig. Es hätte sicherlich eine
filigranere Lösung gegeben,wel-
che die Trottoirbreite nicht der-
art reduziert und gleichwohl ihre
Funktion erfüllt.»

Eine sehbehinderte Person
mit Stock, die sich amRandstein
orientiere, habe vermutlich Pro-
bleme mit diesen Pollern, sagt
Mattmüller.

Mischa Hauswirth

Streit um staatlich verordnete Poller für mehr Verkehrssicherheit
Riehen Die Zufahrt für grosse Lastwagen zum Gewerbegebiet Rüchligweg ist heute gefährliche Millimeterarbeit.

Lastwagen, Velo- und Autofahrer sowie Fussgänger müssen sich wenig Platz teilen, weil neu zwei Poller auf dem Trottoir stehen. Foto: M.Hauswirth

Joël Hoffmann

Nachdem die Basler Stimmbe-
völkerung im Februar die Spital-
fusion zwischen Unispital Basel
und Kantonsspital Baselland ab-
gelehnt hat, stehen die beiden
Gesundheitsdirektoren Thomas
Weber (SVP, BL) und Lukas En-
gelberger (CVP,BS) unterDruck –
ihre politischen Leistungsaus-
weise sind praktisch leer, und die
Bevölkerung ächzt unter den ho-
hen Gesundheitskosten respek-
tive den Krankenkassenprämien.
Umso mehr müssen die beiden
nun über die vomStimmvolk ge-
nehmigte gemeinsame Gesund-
heitsplanung spürbare Resulta-
te liefern.

SP-Landrätin und Hebamme
Lucia Mikeler fordert, um die
Kosten zu senken und die Be-
handlungsqualität zu steigern,
Mindestfallzahlen nicht nur für
die Spitzenmedizin oder sonst

allgemein für Eingriffe, sondern
sogar pro Operateur. In einer
Interpellation wollte sie von der
BaselbieterRegierungwissen, ob
sie diese einschneidende Mass-
nahme ebenfalls befürwortet
und ab wann diese Mindestfall-
zahlen eingeführtwerden sollen.
Die Regierung blieb in ihrenAnt-
worten zunächst vage.

Zürich ist Vorkämpfer
Auf Nachfrage der BaZ bestäti-
gen nun beide Basel, dass sie sol-
che Mindestfallzahlen pro Ope-
rateur einführen wollen. Das
wäre eine radikale Massnahme
gegen die kostentreibende Über-
versorgung in derRegion.Die ge-
wollten Folgen wären beispiels-
weise, dass Spitäler Leistungs-
aufträge verlieren und die Zahl
derBelegärzte und damit dieAn-
zahl der Spezialarzt-Praxen in
der Region sinken würde. Das
würde die Gesamtkosten senken

und zugleich die Behandlungs-
qualität sichern, weil nur noch
die Ärzte operieren, die eine ge-
wisse Routine und genügend
Fallzahlen vorweisen können.

Während das Baselbiet dies-
bezüglich noch keine Daten sam-
melt, hat Basel-Stadt bereits Zah-
len eingefordert, so etwa bei der
Merian-Iselin-Klinik. CEO Ste-
phan Fricker bezeichnet dasVor-
gehen als «Probegalopp», das
Gesundheitsdepartement wolle
die Grundlagen erarbeiten für
das weitere Vorgehen. Fricker

geht davon aus, dass die Basler,
wie bisher jeweils, den Zürchern
folgenwerden. Diese haben ihre
Leistungsaufträge bereits an
Mindestfallzahlen pro Arzt ge-
koppelt. Zürcher Kliniken sind
dagegen bis vor Bundesverwal-
tungsgericht gezogen – und ha-
ben verloren.

Fricker ist besorgt, sollten bei-
de Basel tatsächlich das Zürcher
Modell einführen: Somüsste bei-
spielsweise ein Operateur 50
Knieprothesen pro Jahr einset-
zen, umüberhaupt bei Patienten
Prothesenwechsel ausführen zu
dürfen. Diese Anforderungwür-
den gemäss Fricker jedoch die
wenigsten seiner Belegärzte er-
füllen. Daswäre ein Problem für
die unter anderem auf Orthopä-
die spezialisierte Klinik.

Darum fordert der CEO eine
Umsetzung mit Augenmass:
«Man muss punkto Behand-
lungsqualität unterscheiden, ob

ein jungerArzt zuwenig Fälle hat
oder ob es sich um einen erfah-
renenArzt handelt. Eine Lösung,
die strikt nur auf dieAnzahl Ope-
rationen fokussiert, wäre eine
Überregulierung», sagt Fricker.
Sollten die Gesundheitsdirekto-
ren eine solche radikale Mass-
nahme einführen, werde das
Merian-Iselin rechtliche Schrit-
te prüfen.

Die Rückzugsschlacht
Die Regierungen müssen also
einen Spagat hinkriegen: Die
Massnahmemuss einerseits grif-
fig sein, umdie gewünschten Ef-
fekte überhaupt zu erreichen,
und andererseits sollen langjäh-
rige Rechtsstreitigkeiten vermie-
den werden. Eine Klage ist nach
dem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts, bei dem die Zür-
cher Spitäler unterlegen sind,
nicht per se aussichtslos. Denn
das Gericht befand lediglich, dass

die Behörden solcheMindestfall-
zahlen festlegen dürfen.Wie dies
in der Praxis dann umgesetzt
wird, ist eine andere Sache.

Unbestritten ist, dass es zu
viele Leistungserbringer gibt.
Massnahmenwären sinnvoll, die
Kosten senken und zugleich die
Qualität sichern. Doch bei dieser
Rückzugsschlacht will selbster-
klärend niemand derAkteure der
Leidtragende sein.

Die Mindestfallzahlen pro
Operateur könnten, so die Behör-
den, frühestens per 2022 einge-
führt werden. Für SP-Landrätin
Mikeler ist dies auf den ersten
Blick etwas gar spät: «Anderer-
seits bedeuten neue Massnah-
men auch Fristen etwa für die
Bewerbungen oder für allfällige
Beschwerden.»

Auch Solothurn und dasWal-
lis planen die Einführung,Thur-
gau, Zug,Obwalden undUri prü-
fen Mindestfallzahlen für Ärzte.

Nach Fusions-Nein: Gesundheitsdirektoren
bereiten radikaleMassnahme vor
Kontroverse Beide Basel erhöhen den Druck auf die regionalen Spitäler. Die Kantone wollen Mindestfallzahlen pro Operateur einführen,
um Kosten zu senken und Qualität zu sichern. Ein Privatspital droht mit rechtlichen Schritten.

Diewenigsten
Belegärzte der
Merian-Iselin-
Klinik würden
die Anforderungen
erfüllen.
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Ist die Kinderbetreuung primär
Aufgabe der Familien oder des
Staates? Diese Frage stand ges-
tern im Zentrum der Debatte
über dieTotalrevision desTages-
betreuungsgesetzes und spalte-
te den Basler Grossen Rat klar in
zwei Lager.

Rot-Grün pochte auf die
Gleichstellung und forderte, dass
allen Eltern uneingeschränkt ein
subventionierter Kita-Platz zur
Verfügung stehen soll. Davon
wollten die Bürgerlichen aber
nichtswissen.DieVorlage sei ein
Leistungsausbau, der die Eltern
stark entlaste und dieVereinbar-
keit von Familie und Beruf för-
dere, argumentierten FDP, LDP,
SVP,CVP/EVPundGLPgeschlos-
sen. Erziehungsdirektor Conra-
din Cramer sprach garvon einem
historischen Tag für die Kinder.

Die Ratslinke kämpfte erbit-
tert für ihrAnliegen. Basel-Stadt

sei zwar landesweit führend
punkto Kinderbetreuung, aber
im europäischen Vergleich hin-
ke der Kanton hinterher, sagte
ClaudioMiozzari von der SP.Das
vorliegende Gesetz biete nur das
Allernötigste. Esmüsse finanziell
mehr investiert werden. «Jeder
zusätzliche Franken ist ein Fran-
ken für die Gleichstellung.»

Wie bereits in der Bildungs-
und Kulturkommission konnten
die Argumente von SP und Grü-
nem Bündnis die Bürgerlichen
jedoch nicht überzeugen. Eine
Umfrage habe belegt, dass
90 Prozent der Eltern jetzt schon
zufrieden seien mit dem An
gebot. «Wieso also mehr Geld
ausgeben?», fragte Joël Thüring
von der SVP. Die Mehrkosten für
einen generellenAnspruch liegen
bei rund 3,6 Millionen Franken.
Der Antrag für einen bedin-
gungslosenAnspruchwurde am

Ende mit 49 gegen 47 Stimmen
ohne Enthaltung abgelehnt.

Die SP reagierte enttäuscht.
Im Sinne der Chancengleichheit
hätte sie es begrüsst, allen Kin-
dern Zugang zur frühkindlicher
Bildung in derKita zu gewähren,
schrieb sie in einer Mitteilung.
Doch der Kanton wolle nur
Erwerbstätige oder Personen
mit besonderen Bedürfnissen
unterstützen.

GLPmit Bürgerlichen
Die Ratslinke musste sich noch
inweiteren Punkten geschlagen
geben. IhrAntrag für eineWahl-
freiheit zwischen Kitas und
Tagesstrukturen für Kinder im
sechsten bis achten Schuljahr
kam nicht durch. Genauso
scheiterte die Forderung, die
obligatorischen einjährigen Kita-
Praktika aus dem Stellenschlüs-
sel für Beiträge auszuklammern.

SP und Grünes Bündnis wollten
damit verhindern, dass Prakti-
kantinnen und Praktikanten als
billigeArbeitskräfte ausgebeutet
werden. Regierungsrat Cramer
versprach, sich gegen die Ketten-
Praktika einzusetzen. Die GAV-
Pflicht für Kitas mit beitrags
berechtigten Plätzen fand auch
keine Mehrheit. «Schade», sagte
Kerstin Wenk von der SP. «Das
neue Gesetz unterstützt den
Kreislauf von schlecht bezahlten
Frauen.»

Nur ein linker Antrag kam
durch – und auch nur, weil die
Grünliberalen ausnahmsweise
nicht mit den Bürgerlichen
stimmten: Damit sich die Eltern
darauf verlassen können, dass
sie innerhalb von drei Monaten
einen Betreuungsplatz für ihre
Kinder bekommen, soll eineVer-
mittlungsfrist im Gesetz fest
geschrieben werden.

Trotz der oft ideologisch geführ-
ten Diskussionen blieb die Vor-
lage im Kern aber unbestritten.
Eswaren sich alle einig, dass das
Gesetz aus dem Jahr 2003 mit
den drei Kategorien von Kinder-
tagesstätten, unterschiedlich ho-
hen Beiträgen an die Eltern und
eingeschränkter Wahlfreiheit
komplex und überholt ist.

Künftig wird nur noch zwi-
schen subventionierten und
nicht subventionierten Ange
boten unterschieden; die mit
finanzierten Kitas fallen weg.
Für diejenigen mit Betreuungs-
beiträgen gelten einheitliche
Rahmenbedingungen. ImGegen-
satz zu heute dürfen die Eltern
die Kita für ihre Kinder selber
wählen, auch dann, wenn sie
vom Staat einen Betreuungs
beitrag erhalten.

Alessandra Paone

Fürmehr Geld und Transparenz
Tagesbetreuungsgesetz Der Basler Grosse Rat will die Eltern unterstützen – aber nicht bedingungslos.

Christian Fink

Das Universitätsspital Basel
plant den nächsten Ausbau-
schritt. Im sogenannten Perime-
ter B entlang der Schanzen- und
Klingelbergstrasse sollen das in
terdisziplinäre Tumorzentrum
für die Behandlung von Krebs-
erkrankungen, die Nierenheil-
kundemit derDialysestation und
ausserdemdie Labormedizin an-
gesiedelt werden.

Während die Planung für das
Klinikum 2 bereits fortgeschrit-
ten ist, ist für den Perimeter B
gestern das Siegerprojekt des
Studienprojekts vorgestellt
worden. Von den sieben einge-
reichten Projekten empfiehlt das
Expertengremium unter der
Leitung von Kantonsbaumeister
Beat Aeberhard den Vorschlag
desTeamsHerzog & deMeuron/
Rapp zurWeiterbearbeitung.

Der Bau sieht einen drei- bis
viergeschossigen Sockel mit
zwölfgeschossigem,62Meterho-
hemAufbauvor.Die Struktur des
Gebäudes basiert auf einem
Stütz- und Ausbauraster und ist
modular gestaltet. Das sorgt für
hohe Flexibilität sowohl in der
Planung als auch bei späteren
Veränderungen.

Das Gebäude soll zum einen
Platz für komplexe ambulante
Behandlungen bieten, zum an-
deren soll es Funktions- und La-
borbereiche aufnehmen.Gemäss
dem Schlussbericht des Beurtei-
lungsgremiums zeichnet sich der
Entwurf durch einen starken
städtebaulichen Beitrag mit
einemhohenMass anNutzungs-
flexibilität, sinnvoll aufgezeigten
Spitalprozessen und angemesse-
nerWirtschaftlichkeit aus.

Universitäre Health City
Mit dem Neubau auf dem Peri-
meter Bwerden Rochadeflächen
für den Ersatzbau des Klini-
kums 2 sowie für die spätere
Sanierung des Klinikums 1 ge-
schaffen.Damit könnten kosten-
intensive Provisorien etwa im
Spitalgarten vermiedenwerden.

Es ist das dritte Spital, das die
ArchitektenHerzog & deMeuron
bauen werden. «Wir wollen ein
Spital mit einermenschlicheren,

wohnlichen Atmosphäre schaf-
fen», so Pierre de Meuron. Mit
dem Ausbauschritt des Univer-
sitätsspitals werde ein neues,
städtebauliches Kapitel eröffnet,
ergänzt Jacques Herzog.

Dieser Ausbauschritt sei ent-
sprechendvorsichtig und präzise
anzugehen: «Was einst als Bür-
gerspital mit Garten begonnen
hatte, wird nun zu einer univer-
sitären Health City mitten im
Herzen der Stadt.» Und diese ste-
he nicht nur architektonisch in
einem «interessanten Dialog»
etwamit demLife Sciences Cam-
pus,wie der Kantonsbaumeister
betonte.

Mit dem Entwicklungsschritt
will das Universitätsspital haupt-
sächlich dieVoraussetzungen für
die Zugänglichkeit zu komplexen
ambulanten Behandlungen ver-
bessern. Das ambulante und das
stationäre Geschäft sollen ent-

flochten werden, um die Effi-
zienz zu erhöhen, die Arbeit der
Mitarbeitenden zu vereinfachen
und die Wartezeiten für die Pa-
tienten zu verkürzen.

Sind das Klinikum 2 und die
neuen Infrastrukturbauten auf
der Westseite des «Campus Ge-
sundheit» erst mal errichtet, so
ist die im Masterplan von 2011
beschlossene Infrastrukturent-
wicklung grossmehrheitlich be-
endet. Für die nächste Zukunft
jedenfalls. Denn beim Perimeter
B handelt es sich um die letzte
Baureserve auf dem Campus.

Über die Freigabe des Vor
projekts wird sich der Verwal-
tungsrat des Universitätsspitals
voraussichtlich erst vorEnde Jahr
verlauten lassen, wie Verwal-
tungsratspräsident Robert-Jan
Bumbacher erläuterte.Trotzdem
stehen noch einige Fragen im
Raum,«die uns in derGegenwart

beschäftigen». Die gescheiterte
Spitalfusion «zwingt uns dazu,
unsere Absichten und Pläne
kritisch zu hinterfragen». Ein
grundlegender Strategiewechsel
sei jedoch nicht angedacht.

«Könnenwir es uns leisten?»
Es bleibe oberstes Ziel, das Uni-
spital als eine der Grundver
sorgung der Basler Bevölkerung
verpflichtete und gleichzeitig
führende universitär-medizini-
sche Institution in der Schweiz
zu positionieren. «Im Zentrum
unserer Überlegungen und der
Überlegungen der Architekten-
teams standen und stehen dabei
die Patienten.»

Um dieses Ziel zu erreichen,
«müssenwir in die Zukunft – in
Menschen,Wissen, aber auch in
Infrastruktur – gerade in Basel
als Life-Sciences-Standort – in-
vestieren». Andererseits müsse

die Frage gestellt und beantwor-
tet werden, «ob wir uns das fi-
nanziell überhaupt leisten kön-
nen», zumal das Universitätsspi-
tal das Geld hierfür selbst
aufbringen muss. Bumbacher:
«Wir verfügen über eine starke
Eigenkapitalbasis, und unsere
Anstrengungen zur laufenden
Verbesserung unserer betriebli-
chen Produktivität zeigen Früch-
te.» Für die nachhaltige Finan-
zierbarkeit brauche es jedoch
eine weitere Steigerung der be-
trieblichen Produktivität.

Der Masterplan aus dem Jahr
2011 operiert mit einem Kosten-
rahmen von 1,2 Milliarden
Franken.Die Baukosten allein für
den Perimeter B betragen rund
300 Millionen Franken. Besten-
falls könnten die Erweiterungs-
bauten ab 2026 genutzt werden.
Dies setzt voraus, dass ab 2022
gebaut werden kann.

«Campus Gesundheit» wächst weiter
Spitalplanung Herzog & de Meuron/Rapp sollen das Tumorzentrum des Universitätsspitals bauen.

So soll dereinst das neue Gebäude vom Architektenteam Herzog & de Meuron/Rapp aussehen. Visualisierung: Herzog & de Meuron/Rapp

ANZEIGE

Landesweit hatten die BVB für
Schlagzeilen gesorgt, als ihre
Leitstelle imWintereinemChauf-
feurdieWeiterfahrtmit Fahrgäs-
ten in einem betriebsunsicheren
Zustand nahelegte.Diesermuss-
te am 20. Januar einen Kleinbus
mit einem abgefahrenen Pneu
übernehmen.Das Gespräch zwi-
schen Chauffeur und Leitstelle
samt Bildern des profillosen
Reifens gelangte an die Öffent-
lichkeit. Später musste sich
BVB-Direktor Erich Lagler in der
Öffentlichkeit und beim Perso-
nal für seine Einschätzung bei
der Suche nach den Schuldigen
entschuldigen.

Inzwischen ist der Fall intern
aufgearbeitet worden, wie die
BVB ihre Belegschaft in einer in-
ternen Mitteilung mit dem Titel
«Abschluss Fall Pneu» orientie-
ren. Massnahmen gibt es auf
unterschiedlichen Ebenen. So sei
imBereichTechnik nachgerüstet
worden, um die Reifenkontrolle
– Pneudruck und -profil – zuver-
lässig wahrnehmen zu können.

Kompetenzen ausschöpfen
Ebenso seien «alle Mitarbeiten-
den der Leitstelle dahingehend
sensibilisiert worden, ihre Kom-
petenzen bezüglich sicherheits-
relevanter Vorfälle voll auszu-
schöpfen.Bei künftigenEntschei-
dungen soll derSicherheitsaspekt
kompromisslos zugrunde liegen,
unabhängigvondrohendenKurs-
ausfällen oder Befindlichkeiten
aus anderen Bereichen»,wie der
Leiter Instandhaltung, der Leiter
Produktion und der Leiter Len-
kung schreiben.

Ferner seien die Buschauf
feure «nicht nur auf ihre Pflicht,
sondern auch auf ihre Kom
petenz aufmerksam» gemacht
worden, eine Weiterfahrt mit
Fahrgästen abbrechen zu kön-
nen, sofern sich das Fahrzeug in
einem nicht verkehrssicheren
Zustand befindet. Vorab müsse
aber die Leitstelle informiert
werden. Wie aus dem Gespräch
vom Januarhervorging, hätte der
Chauffeur fahren, aber eine all-
fällige Busse selber übernehmen
sollen.

Daniel Wahl

Die BVB fahren
wiedermit Profil
Verkehrssicherheit Die Basler
Verkehrsbetriebe haben
den «Fall Pneu» intern
aufgearbeitet.

Der profillose Reifen hinterliess
Spuren bei der BVB-Abteilung
Instandhaltung Bus.

„Die Vielfalt derMeere schüt-
zen,wo sie sind – imMeer.“
Harald Friedl,
Präsident Grüne BS
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Joël Hoffmann

Herr Engelberger, nach dem
Scheitern der Spitalfusion
stehen Sie unterDruck, etwas
gegen die hohen Gesundheits­
kosten zu unternehmen.Die
vom Stimmvolk angenommene
gemeinsame Gesundheits­
planungmit Basellandwirkt
nurvoll,wenn der Bund vor­
wärtsmacht. Lobbyieren Sie
in Bern für unsere Interessen?
Ich bin seit Mai Vizepräsident
der Gesundheitsdirektorenkon­
ferenz. Die Diskussionen umdie
Spitalfusion, aber auch für eine
kantonsübergreifende Planung
stösst auf reges Interesse. Der
Bund macht Druck auf die Kan­
tone, dass diesemehr regulieren
sollen. Auf Bundesebene sind
nun auchmehrere politische Ge­
schäfte hängig, die uns hierbei
helfen.

Welche?
Es geht einerseits um die Spi­
täler, anderseits aber auch um
den ambulanten Bereich. Mo­
mentan wird in den Räten dis­
kutiert, ob die Kantone Praxis­
bewilligungen beschränken kön­
nen. Heute ist es so, dass wenn
jemand die fachlichen Voraus­
setzungen erfüllt und drei Jahre
in einem Schweizer Spital ge­
arbeitet hat, einfach eine Praxis
eröffnen kann.Wir können heu­
te keine Bewilligung verweigern.

Waswaren die Folgen
für Basel-Stadt?
Die Zahl der Arztpraxen ist an­
gewachsen. Insbesondere Spe­
zialarztpraxen habenmassiv zu­
genommen. Und das erhöht die
Gesundheitskosten. Die Erfah­
rung zeigt nämlich, jemehr Pra­
xen es gibt, desto mehr Behand­
lungen werden durchgeführt.

Aberwir hören immerwieder
vonMenschen, die einen neuen
Hausarzt suchen und abgewie­
senwerden,weil viele Haus­
ärzte bereits voll ausgelastet
sind. Es scheint so, als hätten
wir trotzdem zuwenigÄrzte?
Bei denHausärzten besteht auch
kein Überangebot. In vielen Ge­
genden der Schweiz herrscht im
Gegenteil ein Mangel an Haus­
ärzten. Und auch in Basel ist
unklar, ob wir in Zukunft genü­
gend Hausärzte haben werden.
Kurzum: Das Problem sind die
Spezialarztpraxen.

Welche genau?
Wachsende Zahlen haben wir
etwa bei derOrthopädie, derAu­
genmedizin oder der Urologie.

Warum sind solche Spezial­
arztpraxen so attraktiv?
Das liegt daran, dass derAlltag in
derPraxiswohlweniger anstren­
gend ist als in einem Spital. Und
das Tarifsystem ermöglicht es
zugleich, dass der Arzt mindes­
tens gleich viel verdienen kann,
bei einer tieferen Belastung.

Und darin liegt doch das Prob­
lem. In einem Spital mit Chef­
arztsystem ist derAnreiz, den
Patientenwomöglich unnötig

zu operieren,weniger stark
als bei einem Spezialarzt, der
mit jederOperation verdient.
Dies ist in der Tendenz richtig.
Aber ich würde diesen Verdacht
nicht pauschal anwenden. Aber
ja, das finanzielle Anreizsystem
ist stärker.

Statistisch gesehenwerden
in Basel viel mehrKnie- und
Hüftgelenke eingesetzt als
in der restlichen Schweiz. Das
zeigt doch das Überangebot
und dass unnötig operiertwird.
Können Sie sagen,welche
Spitäler undwelcheArztpraxen
solche unnötigen und teuren
Operationen durchführen?
Ich würde mich hüten, den
Schwarzen Peter zu verteilen.
Wir arbeiten zurzeit an einerVer­
sorgungsplanung. Wir wollen
den Bedarf genauer eruieren, um
künftig auf Basis dieser Zahlen
entscheiden zu können,werwel­
che Behandlungen abdecken
darf. Dabei spielt auch das Be­
kenntnis eine Rolle, nur dort zu
operieren, wo es nötig ist.

Wir haben zu viele Angebote
in den Spitälern und zu viele
Praxen. Können Sie deutlich
sagen, dass Sie für eine
Reduktion sorgenwerden?
Es wird sicher eine Bereinigung
geben. Zurzeit erarbeiten wir
aber die Grundlagen, um klar sa­
gen zu können, ob und allenfalls
wo ein Überangebot besteht.

Die Bürger erwarten von Ihnen,
dass Sie etwas gegen die hohen
Prämien tun. Können Sie an
dieser Stelle ankündigen, dass
Sie harteMassnahmen umset­
zenwerden, die eine spürbare
finanzielle Entlastung bieten?
Wenn die aktuellen statistischen
Erhebungen belegen, dass wir
eineÜberversorgung haben,wer­

den wir mit entsprechenden
MassnahmenGegensteuergeben.

Sie tun jetzt so, alswäre die
Überversorgung noch keine
bewiesene Tatsache.
Es ist absehbar, dass wir un­
populäre Massnahmen umset­
zenmüssen.Aber konkreter kann
ich das noch nicht ausführen.
Klar ist, dass nach dem Nein zur
Spitalfusion sämtliche Anbieter
im Gesundheitswesen in die
Pflicht zu nehmen sind.

SiewollenMindestfallzahlen
pro Operateur. Daswird für
Privatspitälermit Belegärzten
ein Problem.Und dieMerian-
Iselin-Klinik hat bereits juristi­
sche Schritte angekündigt, falls
Sie dieswirklich einführen.
Die Basler Spitäler sindverpflich­
tet, uns ihre Zahlen zu liefern.Wir
machen uns zurzeit ein Bild.Wir
wollen vermeiden, dass wir re­
gulatorisch überschiessen. Wir
wollen sorgfältig analysieren und
dann Mindestfallzahlen zusam­
menmit Baselland einführen,nur
schon zur Qualitätssicherung.

Siewaren schon offensiver.
Vor zwei Jahren haben Sie
eine Studie lanciert,mit der Sie
belegenwollten,welche
Orthopäden undwelche
Spitäler unnötig operieren.
Herausgekommen istwenig.

Also das Projekt ist noch imGan­
ge. Eine solche Studiemuss über
mehrere Jahren laufen. Ob eine
OP richtig war, zeigt sich erst
nach einer gewissen Zeit. Darum
ist es verfrüht, hier bereits Aus­
sagen zu machen.

Unnötige OPs kosten den
Prämien- und Steuerzahler viel
Geld und sind eineArt Körper­
verletzung. Können Sie sagen,
dass sie hart gegen schwarze
Schafe vorgehenwerden?
Das ist eine journalistische Zu­
spitzung.Wenn eine Überversor­
gung besteht, werden wir dies
angehen und beispielsweise ent­
sprechend Leistungsaufträge
entziehen.

Aber bei fehlbarenÄrzten.
Können Sie hier handeln?
Unser System basiert auf dem
Vertrauen in die ethische Grund­
haltung der Ärzte. Wir können
nicht im Einzelfall Operationen
beurteilen.Wenn esHinweise auf
grobe Verstösse gibt, kann man
aufsichtsrechtlich vorgehen.Das
geht jedoch nur bei krassen Fäl­
len. Ichmöchte hier nicht solche
Verdächtigungen in den Raum
stellen.

Die Statistik zeigt deutlich, dass
unnötig operiertwird.
Ich kann und will nicht als
Gesundheitsdirektor unseren
Ärzten kriminelles Handeln
unterstellen.

Also ganz konkret.Wir kennen
mehrere Fälle, da hat sich
jemand etwas gebrochen, und
der Bruchwäremit einemGips
gut verheilt. Dennochwollte ihn
ein Spital fürmehrere Tage
stationär aufnehmen und
operieren. Das ist doch ethisch
höchst fragwürdig und teuer.
Können Sie dagegen nichts tun?

Diese Fälle müssten uns ge­
meldet werden, dann würde der
Kantonsarzt dem nachgehen.
Aberwir haben keine solchen Be­
schwerden. Ich bin froh, haben
die Betroffenen in diesen Fällen
eine Zweitmeinung eingeholt.

Sollen Betroffene sich für
solche Hinweise beimKantons­
arzt melden?Würden Sie das
begrüssen?
Ja, wenn Patienten das Gefühl
haben, dass man sie unnötig
operierenwill, sollen sie sich bei
uns melden.

Was anderes: Die Spitäler
können Sie regulieren, aber die
Praxen,wie zu Beginn gesagt,
noch nicht. Sie setzen sich als
Vizepräsident der Gesundheits­
direktorenkonferenz auf
Bundesebene dafür ein.Wie
läuft das Lobbying?
Der Ständerat, so scheint es,
unterstützt hier die Kantone. Es
wird anerkannt, dasswirwie an­
dere Grenzregionen besonders
exponiert sind.UnserHauptpro­
blem besteht in Bundesbern je­
doch darin, dass wir bei der
Finanzierung im ambulanten
Bereich nicht mitreden können
zurzeit. Die Krankenkassenver­
bände wollen einfach, dass wir
bezahlen sollen, ohne dass wir
mitreden können. Wir wollen
hingegen auch kontrollieren kön­
nen, fürwas wir zahlen.

Undwo harzt es in Bern?
Die Versicherungen und eine
Mehrheit im Nationalrat haben
das Gefühl, dass sie uns einfach
Rechnungen stellen können.

Haben dieVersicherer zu viel
Macht in Bern?
Im Nationalrat definitiv. Insge­
samtwirkt derEinfluss derKran­
kenkassen in Bern dominant. Sie

haben heute zu viel Macht. Und
solange die Versicherer mit Zu­
satzversicherungen Fehlanreize
setzen, dassmehr stationär statt
ambulant operiert wird, haben
sie nicht das Recht,mitweiteren
Forderungen an die Kantone zu
gelangen.

Dennoch sind Sie bereit,
den Krankenkassen bei der
Finanzierung von ambulanten
Behandlungen entgegen­
zukommen.Warum?
Es ist ein Gebot der Fairness,
dass wir das Kostenwachstum
etwa gleichmässig auf dieHaupt­
kostenträger verteilen, also auf
Kantone und Versicherer. Die
Bedingungen dafür sind aber
Mitsprache, Kontroll- und Steue­
rungsmöglichkeiten.

Das Problem für Sie persönlich
als Regierungsrat ist, dass Sie
mit der Spitalfusion gescheitert
sind und für die Umsetzung der
gemeinsamen Gesundheits­
planung auf Bern angewiesen
sind. Denken Sie, dass Bern
hier vorwärtsmacht noch vor
den Regierungsratswahlen
nächstes Jahr?
Wie meinen Sie das jetzt?

Sie brauchen einen Erfolg
auf ihrem Leistungsausweis.
Denken Sie, dafür klappt es
noch vor denWahlen?
Es geht nicht um die Wahlen,
sondern um Fortschritte im Ge­
sundheitswesen.Der Zeitplan ist
nicht ganz absehbar.Wir bemü­
henuns,und ich bin optimistisch.

Nun gibt es politischen Druck
in Basel, unter anderem Ihr
Departement in ein anderes
zu integrieren. Zudem sind Sie
mit der Fusion gescheitert. Sie
persönlich benötigen dringend
einen Erfolg.
Ich bin nicht beunruhigt. Ich fin­
de es aber etwas gar früh, wenn
Sie jetzt schon über die Wahlen
2020 reden.

Nur Journalistenspiele?
Nein, ich bekomme einfach kei­
ne so negativen Rückmeldungen
zu meiner Arbeit.

Wie beurteilen Sie sich
denn selbst?
Die Menschen haben nicht die
Illusion, dass ein kantonaler Ge­
sundheitsdirektordie komplexen
Herausforderungen einfach so
zack, zack löst. Sie haben die Er­
wartung, dass der Gesundheits­
direktor ernsthaft und engagiert
arbeitet. Sie erwarten jemanden,
der seriös vorgeht und nicht mit
populistischen Schnellschüssen
enorme Risiken eingeht.

«Die Menschen haben nicht die Illusion, dass ein Gesundheitsdirektor die komplexen Herausforderungen zack, zack löst.» Foto: Dominik Plüss

«Die Krankenkassen haben
in Bundesbern zu viel Macht»
Gesundheit Regierungsrat Lukas Engelberger ist nach dem Scheitern der Spitalfusion unter Druck. Der Basler Gesundheitsdirektor
spricht mit der BaZ über sein Lobbying in Bern, unmoralische Ärzte und wie er die hohen Krankenkassenprämien bekämpfen will.

«Es ist absehbar,
dass wir
unpopuläre
Massnahmen
umsetzen
müssen.»

«Krankenkassen
wollen, dass
wir bezahlen,
ohne dass wir
mitreden
können.»
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Einmalmehr hat das Baselbieter
Kantonsgericht die Regierung –
und insbesondere die Bau- und
Umweltschutzdirektion (BUD) –
gerüffelt. Im gestern Mittwoch
verhandelten Fall hat die Regie-
rung dieAutonomie derGemein-
de Gelterkinden verletzt, indem
sie die von der Gemeindever-
sammlung beschlossene Bebau-
ungsziffer von 45 Prozent in der
Zentrumszone als zu hoch erach-
tete und nicht genehmigte. Der
Entscheid der Abteilung Verfas-
sungs- und Verwaltungsrecht
(VV) des Kantonsgerichts unter
dem Vorsitz von Vizepräsident
Daniel Ivanov fielmit fünf zu null
einstimmig.

Im September 2016 verab-
schiedete die Gelterkinder Ge-
meindeversammlung einen neu-
en Zonenplan und ein neues
Zonenreglement Siedlung. Der
neue Plan sieht eine zur Ent-
wicklung geeignete neue Zent-
rumszone für die kernnahen Ge-

biete im Bereich Ergolz/Eibach
sowie für die ehemalige Gewer-
bezone vor und hinter dem
Bahnhof vor. Der Gemeinderat
hatte für diese eine Bebauungs-
ziffer, dasVerhältnis von Gebäu-
degrundfläche und Parzellen
fläche, von 35 Prozent vorgese-
hen.Die Gemeindeversammlung
erhöhte diese dann aber auf
45 Prozent.

Treu und Glauben verletzt
Ein gutes Jahr später, im Okto-
ber 2017, genehmigte der Regie-
rungsrat zwar die Schaffung der
neuen Zentrumszone, ebenso die
maximale Gebäudehöhe von
11,3 Meter und den Verzicht auf
die Festlegung einermaximalen
Gebäudelänge.Hingegen geneh-
migte er die Bebauungsziffervon
45 Prozent nicht.

Eine derart hohe Ziffer ver-
stosse gegen übergeordnetes
Recht, weil dadurch die Sied-
lungs- und Wohnqualität nicht

gewährleistet sei,machte die Re-
gierung geltend. Dagegen erho-
ben die Gemeinde Gelterkinden
sowie einige betroffene Grund-
eigentümer Beschwerde beim
Kantonsgericht. Die Beschwer-
deführermachten insbesondere
eine Verletzung der Gemeinde-
autonomie und einen Verstoss
gegenTreu undGlauben geltend.
Letzteres deshalb, weil die Re-
gierung im Jahr 2015 den Ge-
meinden die Freiheit gelassen
habe, zur Siedlungs- undWohn-
qualität Bebauungsziffern fest-
zulegen. Und nun mache die
Regierung denGemeinden plötz-
lich zusätzliche Auflagen bezüg-
lich Höhe, rügte Rechtsanwalt
Caspar Baader vor Gericht.

Baader wies im Weiteren auf
die bestehende Bebauung in der
neuen Zentrumszone hin, die
zum Teil die 45 Prozent erheb-
lich übersteige. Im Übrigen
unterschlage die Regierung, dass
die festgelegte Prozentzahl in

hohem Masse einer Reduktion
gleichkomme. In der Gewerbe-
zone beispielsweise war die Be-
bauungsziffer bisher frei.

Der referierende RichterMar-
kus Clausen erklärte, dass ver-
dichtetes Bauenmit einer hohen
Siedlungs- undWohnqualität so-
wie einer guten Einbettung in die
landschaftliche und bauliche
Umgebung einherzugehen habe.
Dies könne insbesondere mit
einer einheitlichen Planung oder
mittels Quartierplanung erfol-
gen. Aber eben nicht nur. «Wie
man esmacht, istAusfluss derGe-
meindeautonomie», sagte Clau-
sen.UndGelterkindenwählte die
Bebauungsziffer.

Regierung sah es zu eng
Die Regierung befürchte, dass
die Siedlungs- und Wohnquali-
tät bei 45 Prozent auf der Stre-
cke bleibe. Laut Clausenwird die
Qualität aber nicht nur durch die
Bebauungsziffer, sondern auch

durch andere Kriterien wie die
geografische Lage, die Topogra-
fie, durch Grünanlagen und Bä-
che gesichert. So kam der Refe-
rent aufgrund desAugenscheins
vor der Verhandlung zur Über-
zeugung, dass die geforderten
Qualitätskriterien in Gelterkin-
den eingehalten sind. Mit Wild-
wuchs sei hier nicht zu rechnen.
«Die Rügen der Regierung sind
daher unbegründet. Die Be-
schwerden sind gutzuheissen»,
beantragte der Referent.

Das Gericht folgte diesemAn-
trag. Richter Daniel Häring er-
gänzte noch, dass im Falle von
widersprüchlichenAnforderun-
gen – einerseits verdichtetes
Bauen, anderseitsWohnqualität
– der Ermessensspielraum der
Gemeinde gehöre.

Die Prozesskosten sowie die
Anwaltskosten der Parteienwur-
den derRegierung aufgebrummt.

Thomas Gubler

Das Kantonsgericht setzt die Gemeindeautonomie durch
Rüffel Der Regierungsrat hat die Gelterkinder Zonenplanung zu Unrecht nur teilweise genehmigt.
Durch die Bebauungsziffer könne die Wohnqualität nicht gewährleistet werden.

Joël Hoffmann

Die Emotionen bei den Verant-
wortlichen gingen hoch, als die
BaZ mitten im Abstimmungs-
kampf um die Spitalfusion über
den Plan B des Kantonsspitals
Baselland (KSBL) berichtete. Es
gebe keinen Plan B, hiess es da-
mals.Aber jetzt, da die Fusion ge-
scheitert ist, das KSBL finanziell
dringlichen Handlungsbedarf
hat und bis nächste Woche der
Verwaltungsrat der Baselbieter
Regierung eine Strategie für den
Alleingang darlegen muss, zeigt
sich, dass just jener Plan Bwahr-
scheinlich ist, über den die BaZ
im Januar berichtete.

Wie mehrere Quellen erzäh-
len, haben die Verantwortlichen
des KSBL diverse «Versuchsbal-
lons» über die Medien steigen
lassen. Die Idee dahinter: Mal
schauen,wie Politik undÖffent-
lichkeit reagieren, und vor allem
auch emotionale Aspekte früh
thematisieren, damit später,
wenn es umden definitiven Ent-
scheid geht, die Debatte versach-
licht ist.

So sagte etwa die KSBL-Ver-
waltungsratspräsidentin ad in-
terim, Madeleine Stöckli, kürz-
lich in der «Basellandschaftli-
chen Zeitung», dass sie einen
Neubau auf grünerWiese anstel-
le der bestehenden drei Stand-
orten toll fände. Zuletzt wird
wieder berichtet, dass das Spital
Laufen gefährdet sei,was jedoch
seit 2014 bekannt ist: Der Abbau
in Laufen war bereits vor dem
Spitalfusionsprojekt die Strate-
gie von Spital und Regierung.

Keine Zeit für Neubau
Ein Neubau ist auf den ersten
Blick durchaus vernünftig,wenn
zugleich die bestehenden drei
Standorte abgebautwerden.Man
könnte baulich die neuen An
forderungen imGesundheitswe-

sen einfacher umsetzen. Zudem
müsste der Standort Liestal so-
wieso mittelfristig saniert wer-
den,was –wie einNeubau– hohe
Kosten verursacht.

Gegen diese Strategie spricht
allerdings vieles: Einerseits hat
der Landrat bei Standortfragen
ein Mitspracherecht. Der politi-
sche Prozess würde das wohl
höchst umstrittene Projekt ver-
zögern oder gar verhindern. Zu-
dem: Verhandlungen über die
notwendigen Landkäufe dauern
auch ihre Zeit. Gemäss Informa-
tionen aus demUmfeld des KSBL
wird mit 10 bis 15 Jahre gerech-
net, bis der Landkauf abgeschlos-
sen ist und der Neubau steht.

Das bedeutet, dass während
dieser Zeit mit der aktuellen, zu

teuren Infrastruktur weiterge-
arbeitet werden muss. In Anbe-
tracht der Finanzsituation des
KSBLund den raschen Entwick-
lungen im Gesundheitswesen
sind zehn Jahre eine Ewigkeit.
Ferner müsste das KSBL den
Restwert seiner heutigen Liegen-
schaften abschreiben, was eine
weitere finanzielle Belastung für
ein Unternehmen ist, das zuwe-
nig Geld hat.

Da auf demBruderholz im So-
ckelbau erst kürzlich eine Klinik
für ambulante Behandlungen ge-
baut wurde, ist nicht davon aus-
zugehen, dass diese Millionen-
investition abgeschriebenwerden
soll. Es ist daherwahrscheinlich,
so heisst es aus demUmfeld des
KSBL, dass der Verwaltungsrat

die Strategie verfolgt,welche die
Regierung mit dem KSBL seit
2014 eingeschlagen hat: Liestal
soll das Zentrumsspital bleiben,
wobei dort das Gros der Behand-
lungen konzentriert wird.

Laufen wird abgebaut. Dort
bleibt wohl eine Art Praxis für
Sprechstunden, um die Patien-
ten für die Eingriffe nach Liestal
zu locken. Denkbar ist, wie bei
der Spitalfusion, dass der Steuer-
zahler aus Solidarität mit dem
Laufental ein gewisses Zusatz-
angebot subventioniert.

Gesprächemit Basel
Und auf demBruderholz ist noch
unklar, wie gross letztlich die
ambulatorischeTagesklinik sein
wird. Wie mehrere Quellen der

BaZ bestätigen, fanden und fin-
den Verhandlungen hinter den
Kulissen statt. Dabei geht es etwa
um eineArt Campus Gesundheit
mit einigen regionalenAkteuren
oder um Kooperationen – etwa
bei derOrthopädie oder fürwei-
tere planbare und ambulante
Operationen.

Es scheint zurzeit so, alswäre
die mit der Fusion geplante
gemeinsame Orthopädie mit
dem Unispital Basel gescheitert.
Jedenfallswird hinter den Kulis-
sen weiter verhandelt und ge-
pokert. Das KSBL sucht intensiv
nach Partnern. Wie die neue
KSBL-Strategie im Detail aus-
sieht, hängt also auch von den
Verhandlungen mit Baslern Ak-
teuren ab.

Wie das künftige Kantonsspital
aussieht, hängt auch von Basel ab
Gesundheit Nach demNein zur Spitalfusion muss sich das KSBL neu ausrichten – die wahrscheinlichste
Strategie ist der Plan B, den es während des Abstimmungskampfes angeblich nicht gegeben hat.

Hinter den Kulissen verhandelt die Führung des Kantonsspitals Baselland mit möglichen neuen Partnern. Foto: Florian Bärtschiger

37Millionen für Ausbau
Verkehr Für den Doppelspuraus-
bau derTramlinien 10/17 in Bin-
ningen beantragt die Baselbieter
Regierung beim Landrat einen
Kredit von 36,63Millionen Fran-
ken. Der Engpass im Bereich
Spiesshöfli soll bis 2024 besei-
tigt werden, wie die Regierung
am Mittwoch mitteilte. (sda)

Unfall auf der Autobahn
Verletzte Ein 26-Jähriger fuhr am
Dienstag in einem Lieferwagen
von Reinach her kommend auf
derA18 in Richtung Basel. Er be-
merkte eine Kolonne zu spät und
prallte ungebremst auf das letz-
te Fahrzeug. BeimUnfallwurden
der Verursacher und eine weite-
re Person verletzt. (sa)

Nachrichten

Preise leicht gestiegen
Arlesheim Schwächere Wirt-
schaftszahlen aus den USA und
China und die anhaltenden
Spannungen zwischen dem Iran
und denUSAsind die Gesprächs-
themen an denWarenbörsen.Die
jüngsten API-Zahlen meldeten
einen kleinen Abbau beim Roh-
öl, Heizöl und Diesel von total
1 Mio. Barrel. Die Leitsorte Brent
wird aktuell wieder über 62 US-
Dollar pro Fass gehandelt – es
scheint, dass der Abwärtstrend
der letzten Tage keine Fortset-
zung findet. Die regionalen Prei-
se sind aufgrund der höheren
Rohölnotierungen und des leicht
stärkerenDollars gegenüber dem
Franken leicht gestiegen um
30 Rappen je 100 Liter. Tendenz
bleibt deshalb unbeständig.

Heizölmarkt

Bestellmenge Fr./100 l bei 15˚C
in Litern Tiefst Höchst
1500–2200 94.20 94.90
2200–3000 91.20 92.90
3000–6000 88.10 89.50
6000–10000 86.40 87.00

Öko-Heizöl schwefelarm

Tenniken Das definitive Schicksal
des Deutschen Schäferhundes,
der kürzlich in Tenniken eine
37-jährige Frau und ein dreijäh-
rigesMädchen spitalreif gebissen
hat, ist zwarnoch nicht besiegelt.
Doch jetzt ist klar: DerHundwird
nie mehr zu seinen Besitzern
zurückkehren dürfen.Das Basel-
bieter Amt für Lebensmittel
sicherheit und Veterinärwesen
hat ihn in Gewahrsam nehmen
lassen.

Die am Dienstagnachmittag
vorgenommeneWesensprüfung
hat ergeben, «dass der Hund
grundsätzlich kein aggressives
Verhalten, jedoch bei gezielten
Reizen eine hoheAngriffsbereit-
schaft» zeigt, wie der Kanton
mitteilt. Der Hund werde nun
professionell betreut.Wo genau,
wird nicht verraten. Das Veteri-
näramtwerde «nach vollständig
erfolgten Abklärungen über das
Schicksal des Hundes abschlies-
send entscheiden». Das Ergeb-
nis sei völlig offen, sagt Sprecher
Rolf Wirz zur BaZ.

Nach dem Vorfall sei es nicht
mehr angemessen gewesen, das
Tier in Tenniken zu lassen, sagt
Wirz und spricht damit unter an-
derem die aufgebrachte Dorfbe-
völkerung an. (lg)

Beissender
Schäferhund ist
in Gewahrsam
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«Gerade in einer Zeit, in der wir
mit News überflutet werden, ist
Schweigen sehr bedeutsam»,
sagt Pater Ludwig. 99 Prozent
dieserNews seien sowieso abso-
lut belanglos.Das Schweigen sol-
le einen davor bewahren, kons-
tant «von aussen bombardiert»
zu werden. Benediktinermönch
Ludwig lädt deshalb zu
Schweigeübungen ins Kloster
Mariastein. Gemeinsam mit
Schwester Lea, einer Dominika-
nerin aus Cazis GR, offeriert er
unter demTitel «in dieTiefe stei-
gen» vom 18. bis 22. November
begleitete Einzelexerzitien. Die
Exerzitien-Woche richtet sich an
«Erwachsene, die eine persönli-
che Beziehung zu Gott finden
oder sie vertiefen möchten».

Pater Ludwig erzählt, die For-
mulierung «in die Tiefe steigen»
bedeute für ihn zweierlei. Zum
einen beschreibe sie den physi-
schen Abstieg in die Gnadenka-
pelle. Durch einen unterirdi-
schen Gang unter derKirche hin-
durch. Zuletzt eine 59 Stufen
lange Treppe hinab, ehe der Be-
sucher diese Höhlen-Kapelle er-
reicht,wo einmal täglich ein ge-
meinsamerGottesdienst gefeiert
werde. «Ein symbolischer Ort.»

«In die Tiefe steigen» stehe
auch dafür,wasmit jedem Exer-
zitien-Teilnehmer geschehe.An-
getretenwerde eine Reise in sich

selbst. «Im Schweigen, in der
Stille kann sich jeder besser auf
sich selbst besinnen, auf die Si-
tuation, in der er sich befindet,
und auf seinVerhältnis zu Gott»,
beschreibt Pater Ludwig das
kontemplative Element derExer-
zitien.

Ohne Tischgespräch
Zwischen sechs und acht Teil-
nehmendewollen Schwester Lea
und Pater Ludwig durch die
Exerzitien begleiten. Sie kom-
men zur selben Zeit an, checken
zur selben Zeit aus, leben für die
Dauer der Exerzitien im selben
Kloster. Begegnen werden sie
sich jedoch schweigend. Sogar
während der gemeinsamen
Mahlzeiten werde geschwiegen.
«Kommunikation findet trotz-
dem statt», sagt Pater Ludwig,
«nonverbale.» Das Schweigen
schärfe die Sinne. Es mache
einen aufmerksamer, empfind-
samer für seinen Nächsten,
«wenn nicht alles in grossemGe-
rede untergeht». Auch wüssten
die Gäste der gutbürgerlichen
Klosterküche hinterher noch,
was sie gegessen hätten.

Daneben regt der Benedikti-
ner zu ganzweltlichenMethoden
an, um zu einem inneren Gleich-
gewicht zu gelangen. Er empfeh-
le den Gästen «sehr», in der Na-
tur spazieren zu gehen,wenn sie

schon inMariastein seien. «Eine
wunderbare Gegend, sehr ruhig,
und ohnevielAblenkung», so Pa-
ter Ludwig über die Landschaft
umdas Kloster herum. «Die Leu-
te schätzen das sehr.»Viele höre
er sagen, sie könnten Gott sehr
gut in der Natur, in der Schöp-
fung erfahren.Alleine das Gehen
wirke bereits wie eine Therapie.
Eine Erfahrung, die er selbst
habemachen können. Pater Lud-
wig spricht über Spaziergänge
von zwei oder drei Stunden. «Das
ist sehr heilsam.»

Es gibt sie doch, die Zeitfenster,
in denen gesprochen wird. Zu
Exerzitien-Beginn und -Ende
etwa. Es beginnt mit einer Vor-
stellungsrunde, in der die Teil-
nehmendenvon ihrerMotivation
erzählen. In einerAbschlussrun-
de, meist zu einemMittagessen,
wird das Erlebte besprochen.

Oft geäussert werde, man sei
ruhiger geworden. Einige hätten
gemerkt, was für sie tatsächlich
wichtig sei im Leben. Andere
wollen neue Einsichten gewon-
nen haben oder hätten wieder

einmal länger im Gebet verwei-
len können.

Verdrängtes hervorholen
Einzelgespräche finden mit den
Exerzitien-Begleitern täglich
statt. Diese seien «ganz offen»,
bemerkt Pater Ludwig. Grund-
sätzlichwerde nicht vorgegeben,
worüber gesprochen wird. Es
könne jedoch zu «kleinen Impul-
sen» kommen. Ein Gedanke. Ein
Anstoss.

«Wenn dieTeilnehmerdaraus
etwas aufnehmen können und
selber reflektieren, ist das gut;
wenn sie nichts damit anfangen
können,macht das auch nichts.»
Es gehe darum, die Gelegenheit
zu geben, über Dinge zu reden,
die schon lange in einemschlum-
mern. Solche, die bisher ver-
drängt worden seien.

Pater Ludwigwürde «wirklich
allen empfehlen,von Zeit zu Zeit
ein paarTage innezuhalten».Da-
mit meint er einen temporären
Ausstieg aus demAlltag. Er emp-
fiehlt, sich zurückzuziehen an
einen Ort, an dem man durch
nichts abgelenkt wird, wo man
keine Leute trifft, die man sonst
schon immer trifft. Ihm schwebt
ein gänzlichmedienfreier Raum
vor, denn dort soll es sich leich-
ter in die Tiefe steigen lassen.

Daniel Aenishänslin

Tief in Schweigen gehüllt
Religion Exerzitien-Woche im Kloster Mariastein soll Teilnehmer näher zu Gott bringen.

Benediktinermönch Pater Ludwig empfiehlt den Leuten, sich von Zeit
zu Zeit zurückzuziehen und innezuhalten. Foto: Dominik Plüss

Thomas Dähler

«EinNeubau für das Kantonsspi-
tal Baselland imGebiet von Sali-
na Raurica ist eine zukunfts-
trächtige Lösung, die das Spital
von seinen Problemen befreien
kann»:Tobias Eichenberger, Prä-
sident der Ärztegesellschaft Ba-
selland (AeGBL), führte amDon-
nerstag vor denMedien aus, dass
sich diese Lösung zu einemüber-
blickbaren Preis und in einem
überblickbaren Zeitraum reali-
sieren lässt.

Die Kosten schätzen die Ärz-
tegesellschaft und der Verband
der Assistenz- und Oberärztin-
nen und -ärzte (VSAO), welche
das Vorprojekt gemeinsam aus-
gearbeitet haben, auf 600Millio-
nen Franken. Realisiert werden
sollen ein ambulantes Zentrum
sowie ein akutsomatisches Spi-
tal mit 200 bis 300 Betten.

Substanz gefährdet
Dassmit einemKantonsspital an
mehreren Standortenmit seinen
Doppelspurigkeiten und seiner
Ineffizienz keine Lösung gefun-
den werden könne, habe sich in
derVergangenheit gezeigt, führ-
te Eichenberger aus. Die beiden
Ärzteorganisationen würden
sich als Vermittler verstehen.

Nach dem negativen Volks-
entscheid zu einer Spitalfusion
stehemanvordemProblem,dass
die Spitäler der beiden Kantone
wieder auseinanderdriften und
sich als Konkurrenten verstehen.
Ausserdembefinde sich das Kan-
tonsspital an den drei Standor-
ten Liestal, Bruderholz und Lau-
fen in einer Situation, in der es
laufend an Substanz und Finanz-
mitteln verliere.

Dervorgesehene Standort imGe-
biet von Salina Raurica liegt un-
mittelbar neben der Raststätte
Pratteln der Autobahn A2. Er ist
gut erreichbar, sowohl aus dem
Oberbaselbiet und dem Fricktal
als auch aus dem unteren Kan-
tonsteil –mit der beschlossenen
Verlegung der Rheinstrasse so-
gar noch besser.

Auch mit dem öffentlichen
Verkehr kann die Lokalität über
die S-Bahn und die bereits ge-
plante Tramverlängerung er-

reicht werden. Der Prattler Ge-
meindepräsident und Landrat
Stephan Burgunder, der das Spi-
talprojekt befürwortet, erklärte,
im fraglichen Perimeter seien die
Gesprächemit den Grundeigen-
tümern auf gutem Weg. Die
Arealentwickler und Losinger
Marazzi als Totalunternehmer
qualifizierten das Projekt als pla-
nerisch umsetzbar.

Conrad Müller, Mitglied des
Kernteams der beidenVerbände
und früherer CEO beimNeubau

des Kinderspitals, führte aus, ein
Neubau hätte den Vorteil, dass
nicht bei laufendem Betrieb um-
gebautwerdenmüsse. Er könne
vollkommen auf die heutigen
Bedürfnisse ausgerichtet wer-
den sowie stationäre und am-
bulante Behandlungseinheiten
trennen.

Das Ambulatorium sei auch
als Katalysator für eine Zusam-
menarbeitmit Basel-Stadt geeig-
net.Mit einerKooperation beauf-
tragt sind die Regierungen nach

dem Volksentscheid ohnehin.
Basel-Stadt könne sogar, mein-
te Müller, zugunsten von Salina
Raurica auf das geplante eigene
Ambulatorium beim Universi-
tätsspital verzichten.

Möglich sei für das rund
200Millionen Franken teureAm-
bulatorium eine private Finan-
zierung. Ein Neubau des Akut-
spitals würde rund 400 Millio-
nen Franken teuer, sagte Müller.
Dies sei weniger als die auf eine
halbeMilliarde geschätzten Um-

baumassnahmen in Liestal und
auf demBruderholz.Miodrag Sa-
vic, Präsident desVSAOBasel, ist
überzeugt, dass sich die Ablö-
sung derdrei alten Spitäler durch
das neue ohne Entlassungen
beim Personal realisieren liesse.

Mit den beiden Spitaltrakten
für das Ambulatorium und die
Akutversorgung liessen sich die
Prozesse optimieren, die Zusam-
menarbeit betrieblich eng gestal-
ten und die Betriebskosten dank
Synergien senken, führte Müller
weiter aus. Realisiert werden
könnte auch ein dritter Bereich
für Alter und Pflege, der eigen-
ständig zu konzeptionieren sei,
aber vom Dienstleistungsange-
bot des Spitals profitiere.

Zürich als Vorbild
Vorbilder für solche neu erstell-
ten Spitäler gebe es in der
Schweiz und im Ausland viele.
Müllerverwies bei seinerAufzäh-
lung an die eben erst eröffneten
Neubauten des Spitals Limmat-
tal und des Hôpital Riviera-Cha-
blais. In den kommenden 15 Jah-
ren sind in der Schweiz gemäss
einer nationalen Zusammenstel-
lung Investitionen von zwischen
15 und 20 Milliarden für Spital-
neubauten geplant.

Die Neubaupläne in Pratteln
werden auch vom Verwaltungs-
rat des Kantonsspitals alsVarian-
te erwogen. Doch er empfiehlt
derRegierungvorrangig, die Spi-
täler in Liestal und auf demBru-
derholz als dezentrale Standor-
te für stationäre Leistungen zu
erhalten. Eine neue Strategie
braucht es aber sowieso: Opera-
tiv hat das Kantonsspital 2018
mit einem Verlust von 12,7 Mil-
lionen Franken abgeschlossen.

Für ein Spital auf der grünenWiese
Salina Raurica Die Baselbieter Ärzte wollen das Kantonsspital mit einer Ein-Standort-Lösung neu ausrichten.
Sie sind überzeugt, dass es sich nur mit einemNeubau in Pratteln in eine bessere Zukunft führen lässt.

Blick auf den geplanten Standort (rot) und auf Salina Raurica, zwischen den Wohngebieten von Augst (links) und Pratteln gelegen. Foto: AeGBL

Zu viel Kokain –
Auto kracht in Baum
Drogen EinAutofahrer unterDro-
gen ist am Mittwochabend in
Langenbruck von der Strasse ge-
raten. SeinWagen krachte bei der
Talfahrt nach Waldenburg in
einen Baum.Der 42-Jährige blieb
unverletzt. Sein SUVmusste ab-
geschleppt werden. Zum Selbst-
unfall kam es kurz vor 18.45 Uhr
auf der Hauptstrasse in einer
leichten Linkskurve,wie die Poli-
zei gestern mitteilte. Der Lenker
verlor die Herrschaft über den
Wagen, der darauf nach rechts
von der Fahrbahn abkam und
frontal mit einem Baum kolli-
dierte. Der Mann hatte Kokain
konsumiert und hat nun ein
Strafverfahren am Hals. (sda)

Baselbieter BDP
gründet neue Sektion
Umzug Weil Marc Bürgi, Präsi-
dent der Baselbieter BDP und
bisherigerPrattler Einwohnerrat,
von Pratteln nachMünchenstein
zieht, gründet die Partei dort die
neue SektionMünchenstein-Ar-
lesheim.Bürgiwird diese Sektion
aufbauen. Die Partei wolle mit
derneuen Sektion «eine engeKo-
operation mit den anderen libe-
ralen und lösungsorientierten
Parteien suchen»,wie sie in einer
Mitteilung schreibt. Im Prattler
Einwohnerrat ist per 1. Juli
Kevin Beining für Bürgi nach
gerückt. (red)

Nachrichten
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Ja Nach dem Abstimmungsde-
bakel muss sich die Baselbie-
ter Bevölkerung ernsthafte
Sorgen um ihr Kantonsspital

machen: Dieses erwirtschaftet an seinen
drei heutigen Standorten jährlich ein
operatives Defizit in zweistelliger Mil-
lionenhöhe. Es betreibt heute zwei
sanierungsbedürftige Spitalbauten in
Liestal und auf dem Bruderholz und ein
drittes Spital in Laufen mit zu geringen
Fallzahlen. Es muss zudem um seine
Ärzte bangen, die sich laufend nach
Stellen mit besseren Perspektiven
umschauen. KeinWunder, dass die
Patienten ausbleiben und, wo immer
möglich, andere Versorger wählen!

In dieser desolaten Situation ergreifen
nun die Ärzte im Baselbiet die Initiative
und entwerfen das Projekt eines Neu-
starts an zentraler Lage. Das Projekt
eines Kantonsspital mit ambulantem
Zentrum und akutsomatischem Spital
im Gebiet von Salina Raurica eröffnet
als einziges die Perspektive eines Neu-
aufbruchs. Ein Neubau könnte dort
ohne Altlasten auf die Bedürfnissen der
modernen Medizin ausgerichtet und
nach den Leitlinien einer in der Region
koordinierten Spitalpolitik realisiert
werden. Letzteres hat immerhin das
Volk in beiden Basel an der Urne vorge-
geben.

Mit der Perspektive eines modernen
Spitals in Pratteln eröffnet sich für den
Kanton Baselland die Aussicht, seinen

Beitrag für die Gesundheitsversorgung
der Region zu leisten und seine Gesund-
heitspolitik neu auszurichten – auf
Augenhöhe mit Basel-Stadt. Mit einer
gemeinsamen Spitalliste liessen sich die
Patientenströme weit effizienter als
heute lenken und die qualitativen
Anforderungen nach heutigen Stan-
dards erfüllen.

Wer die Finanzierung eines Neubaus
gegen das Projekt ins Feld führt, liegt
falsch. Teurer als die Sanierung der
maroden Häuser auf dem Bruderholz
und in Liestal ist ein Neubau nicht. Die
Investitionen von rund einer halben
Milliarde Franken sind finanzierbar,
zumal die Aussicht winkt, das Haus
mittel- und langfristig schlanker und ef-
fizienter zu führen.

Dagegen spricht nur die politische
Hürde, die nicht ganz einfach zu über-
winden ist. Die heutigen drei Spitäler
haben kürzere Anfahrtswege und lassen
die lokale Bevölkerung im Glauben, ihr
eigenes Spital gleich um die Ecke aufsu-
chen zu können. Doch dies eröffnet
weder finanziell noch medizinisch
zukunftsträchtige Perspektiven. Des-
halb gilt es, lieber heute als morgen
über den eigenen Schatten zu springen.

Thomas Dähler

Nein Das Kantonsspital
Baselland (KSBL) und
das Gebiet Salina
Raurica haben etwas

gemein: Sie stehen fürs Scheitern. Das
KSBL steht finanziell schlecht da, und
das Entwicklungsgebiet bei Pratteln
steht für dieWirtschaftsoffensive, die es
nie gab. Und nun hoffen Baselbieter
Ärzte mit ihrer Idee eines Spitalneubaus
auf Salina Raurica, dass Minus und
Minus Plus gibt. Das ist theoretisch
richtig, aber unrealistisch.

Die Idee, dass ein neuer Spitalstandort
die bestehenden drei in Liestal, Laufen
und auf dem Bruderholz ablöst, ist
verlockend. Pratteln liegt zudem gut.
Man könnte durchaus von einer muti-
gen Idee sprechen. Dennoch denke ich,
dass ein Neubau übermütig und letzt-
lich unvernünftig ist.

Da wäre der Faktor Zeit: Das KSBL
benötigt dringend eine Lösung. Die
Jahre bis zur gescheiterten Abstimmung
über die Spitalfusion waren schon
extrem für das Spital. Die aussichtslose
finanzielle Situation des KSBL gab
überhaupt den Ausschlag für das Fu-
sionsprojekt. Und nun geht nach all den
Verlustjahren so langsam, aber sicher
das Geld aus.

Der Neubau bedingt zudem noch abzu-
schliessende Landkäufe, grünes Licht
vom Parlament und eventuell einen
Volksentscheid. Und erst dann kann der

Neubau überhaupt erstellt werden. Das
bedeutet eine nochmals jahrelange
Ungewissheit für das Personal, das
heute schon in Scharen davonläuft.
Kann sich das KSBLweiter eine so hohe
Personalfluktuation leisten? Vor allem
auch in Zeiten, in denen hochqualifi-
ziertes Personal Mangelware ist? Natür-
lich nicht. Die medizinische Exzellenz
würde unnötig gefährdet.

Und dann das Geld: Bis zum allfälligen
Neubau müsste das KSBL zusätzlich
seine zu teure Infrastruktur weiter
betreiben, Millionen in Sanierungen
investieren und am Ende den Restwert
der aufzugebenden Immobilien ab-
schreiben. Ein Unsinn: Der heutige
ambulante Trakt auf dem Bruderholz
beispielsweise ist erst vor ein paar
Jahren erneuert worden.

Fazit: Mit dieser übermütigen Idee
würden unnötig Millionen in den Sand
gesetzt und weitere Abgänge riskiert
– und das nur für den frommen
Wunsch, dass es ein Neubau richten
soll. Das ist zu wenig. Ein Abbau bei den
heutigen Strukturen macht in einem
dynamischen Markt mehr Sinn und
bietet mehr Flexibilität als in Beton
gegossene Hoffnung.

Joël Hoffmann

Pro und Kontra

Ist ein Spitalneubau sinnvoll?
Salina Raurica Die Baselbieter Ärzte wollen das Kantonsspital an einem einzigen Standort neu ausrichten.
Sie sind überzeugt, dass es sich nur mit einemNeubau in Pratteln in eine bessere Zukunft führen lässt.

Die grüne Natio-
nalrätin Maya
Graf besucht in
ihrem Ständerats-
wahlkampf
Unternehmen in

der Region. Kürzlich war sie bei
der Eptinger Mineralquelle AG
in Eptingen. Regierungsrat
Isaac Reberwar ebenfalls
dabei. Um seine Parteikollegin
tatkräftig zu unterstützen,
versteht sich. Und wegen der
Firmengeschenke. Der Baudi-
rektor ist gleich mit zwei grü-
nen Pepita-Schirmen unter
dem Arm hinausmarschiert, die
er dann prompt auf der Terras-
se im obersten Stock seiner
Direktion aufgestellt hat. Diese
sollen ihn und seine Mitarbei-
ter schützen – zu viel Sünneli
kann schaden. (ale)

Der freisinnige
LandratMartin
Dätwylerwill
sein Verhältnis zu
den bürgerlichen
Kollegen von der

SVP nicht trüben, denn in
vielen Fragen sind die Freisin-
nigen und die Handelskammer
beider Basel (HKBB) auf die
Unterstützung der Volkspartei
angewiesen. Doch ungehalten
ist der HKBB-Direktor über den
Frontalangriff der SVP auf die
bilateralen Verträge mit der EU.
Dätwylers Antwort an die SVP
hört sich dennoch diplomatisch
an: Ohne die SVP beim Namen
zu nennen, wehren sich Dätwy-
ler und die HKBB gegen «ge-
wisse politische Kräfte», welche
die Schweiz «in die Isolation
führen möchten». (td)

Gschwätz

Es braucht einigeAnläufe, bis der
Renault 4CV anspringt. Doch
dann ruckelt es, und der Motor
beginnt zu tuckern. Das «Veyeli»
in veilchenblauer Farbe setzt sich
in Bewegung.

Die Platzverhältnisse im klei-
nen Auto sind eng. Das Modell,
auch als Renault Heck bezeich-
net,weil sich derMotor im Heck
befindet, kurvte Anfang der
1950er-Jahre alsMini-Taxi in Ba-
sel umher. Bis zu vierzig solcher
Autos waren damals in Betrieb.

Heute ist die Erinnerung an
das auffällig blaueAuto, das einst
das Stadtbild prägte,weitgehend
verschwunden.Doch das Trans-
portunternehmen Settelen be-
sitzt noch ein Modell des Veyeli.
Medienschaffende konnten die-
se Woche im Muttenzer Pan-
theon eine kurze Probefahrt mit
dem nostalgischen Fahrzeug
unternehmen.

In Reih und Glied
Anlass ist der Concours d’Elé-
gance, der am nächsten Freitag
in Basels Innenstadt über die
Bühne geht, schon zum 23. Mal.
Bei dieser Automobil-Show de-
filieren über neunzig Oldtimer-
Modelle durch die Freie Strasse.
Das Veyeli der Firma Settelen ist
dabei sogenannter Pace Car.

Hinter dem Concours d’Elé-
gance steht die Organisation
Raid, die Rallyes durchführt. Er
könne sich noch gut an dieVeye-
li-Taxis in Basel erinnern, sagt
Geschäftsführer Hans André
Bichsel. «Sie standen am Bahn-
hof in Reih und Glied und war-
teten auf Kundschaft.»

«Die Basler haben eine enorme
Lokalbindung», sagt Bichsel.
Doch die Veyeli-Taxis seien ein
ziemlich unbekannter Teil der
Geschichte der Stadt. Durch Zu-
fall habe er erfahren, dass die
Firma Settelen noch ein solches
Modell besitzt. «Da habe ich
Herrn Settelen kontaktiert und

ihm gesagt, dass wir etwas mit
dem Veyeli machen müssen»,
sagt Hans André Bichsel.

Der Renault 4CV ist zwar
klein, besitzt aber dennoch vier
Türen. Er war seinerzeit auch
eines der erstenAutomobile, das
einewindschlüpfrige Karosserie
aufwies. Entwickelt wurde das

Modell in Frankreich während
des Zweiten Weltkriegs – heim-
lich, ohne dass die deutsche Be-
satzungsmacht davon erfuhr.
Nach demKrieg ging derRenault
Heck rasch in Produktion und
entwickelte sich schnell zu einem
populärenModell. Gottlieb Dutt-
weilerwar indirekt dafürverant-

wortlich, dass derKleinwagen als
Taxi nach Basel kam. Der Mig-
ros-Gründer hatte in Zürich mit
der Minitax AG den arrivierten
Taxihaltern das Leben schwer
gemacht, weil er Transporte zu
viel günstigeren Tarifen anbot.
Duttweiler hatte die Absicht,
auch Basels Taxigewerbe durch

eine Minitaxi-Flotte aufzumi-
schen. In der Stadt am Rhein
fürchtete man entsprechenden
Preisdruck.

Regierungsrat Fritz Brechbühl
(SP) verlangte dann 1951 vom
Basler Taxigewerbe deutliche
Preissenkungen und den Betrieb
von Kleintaxis in auffälliger Far-
be. Im Januar 1952 präsentierten
die Basler Taxihalter das Veyeli.
Sie hatten sich verpflichtet,wäh-
rend zehn Jahren mindestens
zwanzig Minitaxis zu betrieben.
Gottlieb Duttweiler hatte im
Gegenzug zugesichert, in Basel
auf eine eigene Taxigesellschaft
wie in Zürich zu verzichten.

Schon 1955 abgelöst
DerConcours d’Elégance ist laut
Organisator Hans André Bichsel
das weltweit älteste Oldtimer-
Defilee und das grösste seinerArt
in der Schweiz.Nebst demVeye-
li gibt es nächste Woche insbe-
sondere eine Reihe italienischer
Automobile zu bestaunen. Die
fast hundert Fahrzeuge versam-
meln sich am Freitagnachmittag
beim Muttenzer Pantheon, dem
Partner der Veranstaltung. An-
schliessend fahren die Automo-
bile durch die BaslerAltstadt und
kehren danachwieder zumPan-
theon zurück.

Die Zeit, in der das Veyeli-Ta-
xi das Basler Stadtbild prägte,
dauerte nicht sehr lange. 1955
wurde das Modell durch das
grössere und bequemere Klein-
taxi der Marke Mercedes-Benz
180D abgelöst.

Alex Reichmuth

Veilchenblaue Nostalgie
Automobile Das «Veyeli»-Taxi prägte in den Fünfzigerjahren das Stadtbild von Basel.
Nun ist das Oldtimer-Modell am Concours d’Elégance von nächster Woche zu bestaunen.

Enthüllung des Basler Oldtimer-Taxis Veyeli im Muttenzer Pantheon. Foto: Florian Bärtschiger
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Etwas ganz Grosses, ein schweiz­
weit einzigartiger Meilenstein
sollte das sein, was die Gesund­
heitsdirektoren Lukas Engel­
berger (CVP, BS) und Thomas
Weber (SVP, BL) am Mittwoch
mit grossen Worten präsentier­
ten. Zwei Kantone erstellen eine
gemeinsame Spitalliste. Das Ziel:
die Gesundheitskosten dämpfen.

Weber und Engelberger
wollen in jener Region mit den
höchsten Krankenkassenprä­
mien die Leistungen der Spitäler
einschränken, um so unnötige
Kapazitäten und damit Kosten
abzubauen. Die Statistiken ver­
weisen darauf, dass zu viel,mut­
masslich auch unnötig, operiert
wird (sieheText unten). Umdem
entgegenzuwirken, wollen die
Gesundheitsdirektoren den Spi­
tälern Leistungsaufträge weg­
nehmen können, die Spitalliste
soll schlanker werden.

Das entspricht dem Volks­
willen, hat doch das Stimmvolk
in beiden Kantonen am 10. Feb­
ruar deutlich für eine gemeinsa­
me Gesundheitsplanung votiert.
Weber und Engelberger wollen
diesen Volksauftrag für den sta­
tionärenBereich zum frühstmög­
lichen Zeitpunkt umsetzen. Das
ist 2021, wenn die bestehenden
Leistungsaufträge ausgelaufen
sind und die Kantone somit eine
neue Spitalliste erstellenmüssen.

Keine harten Kriterien
Seit Mittwoch können sich die
Spitäler für die Spitalliste bewer­
ben. Die Rolle als Bewerbungs­
stelle übernimmt das Basler
Gesundheitsdepartement.Weber
und Engelberger sind umTrans­
parenz bemüht und wollen
Interessierte über die Website
gesundheitsversorgung.bs.ch auf
dem Laufenden halten.

Zudemmöchten die Gesund­
heitsdirektoren mit den Spitä­
lern Obergrenzen für Eingriffe
festlegen.Diese sind jedoch nicht
fix. Die Leistungserbringermüs­
sen sich für ihre Operationen
gegenüber den Behörden recht­
fertigen. Wer nicht kooperiert,
der wird sanktioniert, etwa mit
einer Sistierung des Leistungs­
auftrages. Neue, harte Kriterien
werden zurzeit aber keine einge­
führt. Weber und Engelberger
glauben, die Überkapazitäten

primär im Dialog mit den Spitä­
lern senken zu können.

Als Entscheidungsbasis er­
arbeiteten die Kantone einen
Versorgungsplanungsbericht.
Dieser wurde nicht nur von den
Verwaltungen in beiden Basel er­
arbeitet, sondern unter der Lei­
tung von Michael Steiner, der
kürzlich noch als Lobbyist der
Privatspitäler die Kampagne
gegen die Spitalfusion orchest­
rierte. Ob die Regierungsräte
deswegen die am stärksten die
Privatspitäler treffenden Mass­
nahmen, wie etwa Mindestfall­
zahlen pro Operateur, gekippt
haben, ist unklar.

Fest steht jedoch, dass die Idee
solcher Mindestfallzahlen pro
Operateur im Gesundheits­
departement angedacht waren,
weil sie kostenwirksam sind und
die Qualität gewährleisten, ohne
dabei dasAngebot für die Patien­
ten zu verknappen. Die BaZ be­
richtete darüber und die direkt
betroffene Merian-Iselin-Klinik
hat ebenfalls über diese Zeitung
mit juristischemWiderstand ge­
droht, sollten diese Mindestfall­
zahlen streng umgesetztwerden.
Nun, ist diese Massnahme vor­
erst vom Tisch, wie Engelberger
auf Nachfrage bestätigt.

Auch die ambulante Versor­
gungwird zurzeit nicht gemein­
sam geplant, sondern nur der
stationäre Bereich. Damit gehen
im zukunftsträchtigen ambulan­
ten Bereich beide Basel weiter­
hin getrennteWege.

Fazit: Ob undwelche Leistun­
gen konkret ab 2021 abgebaut
werden, bleibt unklar. Die Fall­
zahlen sollen stabil bleiben, die
Kostenwerden dennoch steigen.

Das Video-Interview mit dem
Basler Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger finden Sie auf
www.baz.ch.

Kostenbremse kommt 2021 – vielleicht
Staatsvertrag Beide Basel wollen mit der gemeinsamen Spitalliste gegen die hohen Gesundheitskosten vorgehen.

Wollen im Dialog mit den Spitälern Überkapazitäten abbauen: die Gesundheitsdirektoren Lukas Engelberger und Thomas Weber. Foto: Nicole Pont

ANZEIGE

Nein, ein grosserWurf sieht
anders aus.Was die Gesund­
heitsdirektoren aus beiden
Basel am Mittwoch präsentier­
ten, war nicht mal alterWein in
neuen Schläuchen. Die Spital­
fusion war noch eine mutige
Idee, auch wenn das Projekt an
der Urne scheiterte. Aber die
Gesundheitsdirektoren aus
beiden Basel haben mit Leiden­
schaft für ihr Projekt und ihre
Überzeugung gekämpft.

Nun haben die beiden Regie­
rungsräte Lukas Engelberger
und ThomasWeber mit viel
Statistik davon ablenken
wollen, dass sie noch keinen
ausgereiften Plan haben, wie
sie mit einer gemeinsamen
Gesundheitsplanung die
ausufernden Kosten dämpfen
können.

Dass beide Basel zusammen­
arbeiten wollen, ist nicht neu.
Dass die Statistiken klaren
Handlungsbedarf aufzeigen, ist
nicht neu. Dass man bei den
Spitälern Informationen zu
deren Operationen einholt, ist
auch nicht neu.

Wie wollen die Gesundheits­
direktoren gegen die Kosten
angehen? Im Dialog mit den
Spitälern, so deren Antwort.
Sieht das nach einemwirksa­
men Plan aus? Leider nein.

Derweil kündete Engelberger
zuvor in der BaZ noch starke
Massnahmen an, welche den
Privatspitälern nicht gefallen
haben. Aber ohne den Mut zur
Konfrontation kann man keine
Überkapazitäten abbauen. Dass
ferner ein Lobbyist der Privat­
spitäler, die selbst diese ge­
meinsame Gesundheitsplanung
an der Urne bekämpft haben,
nun für die Umsetzung eine
leitende Funktion innehat,
hinterlässt ein ungutes Gefühl.

Kurzum: Auf diesemWeg bleibt
Engelbergers Leistungsausweis
wohl weiterhin leer.

Nichtssagend,
veraltet –
und mutlos

Kommentar

Joël Hoffmann
Ressortleiter Region

ANZEIGE

Eine erhebliche Überversorgung
charakterisiert die Region mit
den höchsten Krankenkassen­
prämien: Um dagegen anzu­
kämpfen, haben die beiden Basel
jetzt erstmals eine detaillierte
Bedarfsprognose akutsomati­
scher Leistungen ausNachfrage­
sicht erstellt. Diese dient als zu­
sätzliches Instrument dazu, die
Spitalplanung auf eine breitere
Basis zu stellen.

Bisher wurde nämlich ein­
seitig dieVersorgung in denVor­
dergrund gestellt. Wie weit die
neuen Erkenntnisse aber die
geplante künftige gemeinsame
Spitalliste der beiden Kantone
beeinflussen, ist unklar. Die Ge­
sundheitsdirektoren Thomas
Weber (BL) und Lukas Engelber­
ger (BS)wollten amMittwochvor
den Medien nicht sagen, wie
restriktiv sie die für 2021 geplan­
te neue Spitalliste gestaltenwol­
len. Dies hänge von den Gesprä­
chen mit den Spitälern ab.

Zu viele Spitaleintritte
DieHospitalisierungsraten in der
Schweiz zeichnen sich durch ex­
trem grosse Unterschiede aus.
Vor den Medien führten die Ge­
sundheitsdirektoren aus, dass
die beiden Basel bei einzelnen
medizinischen Leistungenmehr
als doppelt so hoheHospitalisie­
rungsraten aufweisen als ande­
re Regionen der Schweiz. Bisher
wurde dies hauptsächlich durch
das überdurchschnittlich hohe
Angebot oder die hohe Zahl re­
putierter Fachärzte erklärt.

Unbestritten ist aber, dass
auch die unterschiedlichen Be­
dürfnisse der Bevölkerung eine
Rolle spielen. Die beiden Basel

haben jetzt eine genaue Analyse
vornehmen lassen, welche die
demografischen Unterschiede,
die unterschiedlichen Variablen
des Gesundheitszustands derBe­
völkerung sowie sozioökonomi­
sche Faktoren wie Einkommen
und Bildungsstand berücksich­
tigt – je auf der Ebene einzelner
Gemeinden oder zusammenge­
fasster Teilräume.

Ausserordentlich hoch
Die Nachfrage der Bevölkerung
nach den akutsomatischen Leis­
tungen kann auf dieseWeise neu
eingeschätzt und dem heutigen
Angebot der Spitäler gegenüber­
gestellt werden. Die Analyse der
Ergebnisse zeigt auf, welches
Überangebot noch verbleibt, das
nicht erklärbar ist.

Der Anteil dieser unerklärten
positiven Varianz ist in einigen
Bereichen ausserordentlich
hoch: imBereich Basispaket Chi­
rurgie / Innere Medizin, Bewe­
gungsapparat, Hals-Nasen-Oh­
ren, Kardiologie und Urologie.
Dieses unerklärbare Überange­

bot belastet sowohl die Prämien­
zahler als auch die Steuerzahler.
Diese vor allem durch das Ange­
bot ausgelöste Überversorgung
ist in insgesamt 16 Spitalleis­
tungsgruppen zu reduzieren.
«Ziel ist dabei gleichzeitig, die
Versorgung der Bevölkerung
nicht einzuschränken», heisst es
aber im Versorgungsplanungs­
bericht.

Stabilisierungmöglich
Würdeman den Status quo fort­
schreiben,würden die Fallzahlen
entsprechendweiter ungebremst
ansteigen, von 85000 Fällen
2016 auf 97000 Fälle 2028. Die
bereits vorgesehenen vermehr­
ten ambulanten Behandlungen
werden die Steigerung jedoch
mildern, gemäss den vorgeleg­
ten Zahlen auf 93000 Fälle im
Jahr 2028.Gelingt tatsächlich ein
Abbau in den 16 Spitalleistungs­
gruppen, in denen die Überver­
sorgung vor allem durch das
Angebot erklärt ist, könnte die
Anzahl Fälle ungefähr stabil
gehalten werden, trotz Bevölke­
rungswachstum.

Vorgesehen ist die Stabilisie­
rung in den Jahren 2021 bis 2024,
in denen die neue bikantonale
Spitalliste gilt. Kann die Über­
versorgung im vorgesehenen
Masse reduziert werden, ist ge­
mäss den beiden Gesundheits­
direktoren eine bedarfsgerechte
Versorgung in den beiden Basel
finanzierbar. Eine bedarfsorien­
tierte Planung kann demnach
aufzeigen, dass es möglich ist,
die akutsomatischen Fallzahlen
mindestens stabil zu halten.

Thomas Dähler

Unbegründete Überversorgung abbauen
«Ziel ist dabei
gleichzeitig, die
Versorgung der
Bevölkerung nicht
einzuschränken.»
Auszug aus dem Versorgungs
planungsbericht.
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2007 in einer Messehalle in San
Francisco. Auf einem Bildschirm, so
gross wie eine Hauswand, ist der Satz
zu lesen: «I skate to where the puck is
going to be, not where it has been.»
(«Ich laufe dorthin, wo der Puck sein
wird, nicht dorthin, wo er war.») Vor
dem Monitor steht ein strahlender
Steve Jobs auf der Bühne. Der
Computer-Pionier hat nur wenige
Sekunden zuvor das erste iPhone
vorgestellt.

Das Zitat stammt vonWayne Gretzky,
dem grössten Eishockeyspieler aller
Zeiten. Jobs sagte, er habe immer
versucht, sich nach diesenWorten zu
richten. Die Kernaussage Gretzkys:
Eine erfolgreiche Strategie orientiert
sich an der Zukunft, nicht an der
Gegenwart oder gar der Vergangen-
heit. Heute, zwölf Jahre später, zählt
das iPhone noch immer zu den renta-
belsten Geräten.

Auch ohne den legendären Center aus
Kanada zu kennen, hätten sich die
Baselbieter Spitalstrategen an dessen
Leitsatz halten müssen. Doch die
Spitalstrategie, wie sie der Verwal-
tungsrat des Kantonsspitals Baselland
(KSBL) vorgeschlagen hat und sie der
Regierungsrat weiterverfolgen will,
widerspricht der Gretzky-Jobs-Taktik
diametral. Statt heute das Spital der
Zukunft zu planen, wird Geld in die
bestehenden Bauten gebuttert, damit
diese überlebensfähig bleiben. Hätten
die Mobiltelefon-Entwickler in diesem
Stil gehandelt, würden wir heute noch
in Schwarzweissbildschirme blicken
und mit Zahlentasten SMS schreiben.

Das Kantonsspital soll die Standorte
Liestal und Bruderholz also behalten
und Laufen auf ein ambulantes
Gesundheitszentrum reduzieren. Der
Vorschlag der Ärzteverbände, jetzt
einen Neubau auf grünerWiese zu
bauen und die maroden Spitäler aus
den 60er- und 70er-Jahren zu schlies-
sen, findet keinen Anklang, er wird gar
als Träumerei diskreditiert. Ein
solches Projekt sei zu diesem Zeit-
punkt völlig unrealistisch, sagten am
Donnerstag Regierung und Verwal-
tungsrat. Mit der jetzigen Strategie
hingegen würde nach einer defizitären
Anfangsphase ab 2025 pro Jahr ein
bescheidener Gewinn von rund
zehn Millionen Franken erwirtschaf-
tet. Dadurch soll ein Handlungsspiel-
raum geschaffen werden, der es der

nächsten Generation ermöglicht,
wiederum eine neue Spitalstrategie zu
definieren – allenfalls mit einem
Neubau. Doch das wird frühestens in
30 Jahren ein Thema, vorher sollen
400 Millionen Franken in die alten
Mauern investiert werden. 400 Millio-
nen übrigens, mit denen gemäss
Ärzteverbänden ein Vorzeigespital
gebaut werden könnte.

Was als Geschenk für die nächste
Generation verkauft wird, ist inWahr-
heit eine Last. Die Gesundheitskosten
sollen zwar weniger stark steigen als
bisher, doch es kann längerfristig
keine Lösung sein, in Basel-Stadt, im
Speckgürtel und in Liestal nahezu
dieselben Leistungen anzubieten. Die
nächste Generation ist mobil und will
nicht an den nächstgelegenen Ort,

sondern dorthin, wo es das beste
Angebot gibt. Das Unispital in Basel
hat dabei die Nase vorne.

Ein Neubau hingegen hätte das Poten-
zial, dass im Baselbiet künftig qualita-
tiv hochstehende Medizin angeboten
würde. Er würde den Standards von
morgen entsprechen und könnte
architektonisch so angelegt werden,
dass die Gefahr der multiresistenten
Keime auf ein Minimum reduziert
wird. Ein solcher Arbeitsort wäre für
Top-Mediziner attraktiv, was wieder-
um Patienten anlockt. Mit der jetzigen
Strategie soll das Kantonsspital fusi-
ons- und kooperationsfähig bleiben,
sagt die Regierung.Wäre aber der
Anreiz für Basel-Stadt, nochmals auf
die gescheiterte Fusion zurückzukom-
men, nicht wesentlich stärker, wenn

im Baselbiet plötzlich ein Spital der
Zukunft stünde?

Kantonsspital-Verwaltungsratspräsi-
dentin Madeleine Stöckli gab am
Donnerstag zu, dass eine Neubau-
Variante durchaus tolle Perspektiven
geboten hätte. Aber abgesehen davon,
dass eine rasche Realisierung politisch
kaum durchsetzbar wäre, würde ein
solches Unterfangen schlicht zu viel
kosten, sagte sie. Verwaltungsrat
Philipp Hammel sprach von enormen
«Sunk Costs», also versunkenen
Kosten. Auch wenn ein Neubau
geplant würde, müsste man in der
Zwischenzeit 150 Millionen Franken in
die alten Standorte investieren, damit
diese bis zur Eröffnung weiter
betrieben werden können, war zu
hören. Dieses Geld wäre verloren,
sagte Hammel und streckte die Arme
hilflos von sich.

Dabei vergass er: Sunk Costs dürfen
bei einem rationalen Entscheid keine
Rolle spielen, da sie früher oder später
ohnehin angefallen wären. Im Fall des
Kantonsspitals ist es so, dass diese
150 Millionen in der Vergangenheit
hätten investiert werden müssen.
Dann würden nämlich heute im Basel-
biet solide Spitäler stehen, die nicht
vor dem Kollaps gerettet werden
müssten. Die Bauten wären in einem
Zustand, der es ermöglichte, die Zeit
bis zur Eröffnung eines Neubaus zu
überbrücken. Es handelt sich um Geld,
das auch bei der gewählten Strategie
eingerechnet werden muss, will man
in 30 Jahren nicht wieder an demsel-
ben Punkt stehen. Auch hier: Hätten
die Städter eine Spitalfusion abge-
lehnt, wenn sie im Baselbiet intakte
statt marode Spitäler vorgefunden
hätten?

Dass die heutigen Möglichkeiten des
Kantonsspitals derart eingeschränkt
sind, ist Fehlern in der Vergangenheit
geschuldet. Es ist an der Zeit, den
Abwärtstrend nicht nur zu verlangsa-
men, sondern zu beenden. Und uns
dorthin zu bewegen, wo der Puck in
Zukunft sein wird. Nur so wäre es ein
Geschenk an die nächste Generation.

Diese Spitalstrategie ist eine Last, kein Geschenk
Medizin Im Baselbiet braucht es einen Neubau statt Investitionen in alte Gemäuer.

Leitartikel

Es kann längerfristig
keine Lösung sein, in
Basel-Stadt, im
Speckgürtel und in
Liestal nahezu
dieselben Leistungen
anzubieten.

Jan Amsler
Redaktor Baselland

Ein düsteres Bild: das Kantonsspital in Liestal. Foto: Dominik Plüss

Der Schweizer wird in Berlin als
langsam empfunden. Es dauert immer
ewig, bis er den Satz fertiggesprochen
hat. Der Berliner hört dem Schweizer
dann höflich zu wie einem Stotterer,
der einWort rauszukriegen versucht
– obwohl man längst weiss, was er
sagen will, lässt man ihn dasWort
selber sagen, auch wenns ewig dauert.

Der Schweizer spricht, und der Berli-
ner trommelt mit den Fingern auf der
Tischplatte. Ihm ist jetzt klar, weshalb
die Schweizer ausgerechnet für Käse
und Schokolade berühmt sind:
Bei der Herstellung beider Produkte
ist stetiges, gemächliches Rühren bei
gleichbleibender lauwarmer
Temperatur erforderlich.

Der Berliner stellt sich vor, wie die
Vorfahren des Schweizers, der gerade
die ersten drei Wörter seines Satzes
hinter sich gebracht hat, an grossen

Kupferkesseln standen und mit langen
Stangen unendlich langsam darin
rührten, stundenlang, tagelang, jahr-
zehntelang.Während draussen in der
Welt einWeltkrieg auf den anderen
folgte und tagtäglich bahnbrechende
neue technische Erfindungen gemacht
wurden, rührten die Vorfahren des
Schweizers, der jetzt allmählich zum
ersten Punkt kommt, unbeirrt in ihren
Töpfen, und ihre Gedanken passten
sich der Langsamkeit des Rührens an.

«… gekauft», sagt der Schweizer.
Endlich hat er seinen Satz zu Ende
gebracht, nur kann sich der Berliner
inzwischen nicht mehr an den Anfang
des Satzes erinnern, er weiss nicht,
worauf sich das «gekauft» bezieht.
«Aha», sagt der Berliner, «Sie haben
also was gekauft, bei euch Schweizern
sitzen die Milliönli ja locker.» Das
meint der Berliner ernst, er ist über-
zeugt, dass sich das jahrhundertelan-

ge Rühren in Kupferkesseln für jeden
Schweizer gelohnt hat, jeder Schwei-
zer, egal ob arm oder reich, ist ein
Millionär, die Armen verstecken ihr
Geld nur besser, damit sie von den
Berlinern nicht angepumpt werden.

Der Berliner ist überzeugt, dass
jemand, der so langsam ist, im immer
hektischer werdenden modernen
Berufsleben nur dank ererbtem
Reichtum überleben kann. Für ihn ist
der Schweizer eine Art wohlsituierter
Behinderter und die ganze Schweiz
eine geschützteWerkstatt, in der
Millionäre so tun, als würden sie
arbeiten.

InWirklichkeit denken sie nur ganz
langsam darüber nach,wo im Fondue-
topf sichwohl das verloren gegangene
Brotstückchen befinden könnte. «Also»,
sagt der Schweizer, «das. Heisst. Nicht.
Topf. Sondern. Ka. Ke. Lo.»

Davon versteht der Berlin nur
«Kacke», denn französische Fremd-
wörter sind nicht gerade seine
Stärke. Sieht er in einem Frühstück-
scafé am Prenzlauerberg ein Schild
mit der Aufschrift «Buffet à discré-
tion», fragt er: «Diskret ist ja schön
und jut. Aba wat kost’n ein zweiter
Teller Rührei?»

Hingegen, und nur das zählt im im-
mer hektischer werdenden modernen
Berufsleben, kann der Berliner in der
Zeit, die der Schweizer braucht, um
«Caquelon» zu sagen, einen Vortrag
über die Zerstörung der Stadt durch
den Tourismus halten.

Achtung Berlin!

Der Schweizer spricht, und der Berliner trommelt auf der Tischplatte

Linus Reichlin,
Schriftsteller, lebt in Berlin

Für ihn ist der
Schweizer eine Art
wohlsituierter
Behinderter und
die ganze Schweiz eine
geschützteWerkstatt.
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Video- und Audiobeiträge 
 

 

  ‹Pro Spitalfusion: Nationalrätin Silvia Schenker› 
(Regionaljournal BS/BL, 16.01.2019, 6:02 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=cc28ed64-daa3-4ed9-b680-9e99bc9f9796 
 

 ‹Spitalfusion hautnah› 
 (Telebasel Report, 16.01.2019, 13:22 min) 

https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=aea55055-a308-4241-8aa5-a151171c4b8c 
 

  ‹Kontra Spitalfusion: SP-Grossrat Kaspar Sutter› 
(Regionaljournal BS/BL, 17.01.2019, 7:47 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=9ede0b90-6830-4c2d-ae8d-c9ee0bfa7c50 
 

  ‹Die Spitalfusion wird in Basel abgelehnt› 
(Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 10.02.2019, 17:43 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=35a7b0a4-47f7-4266-8a7e-276e914cd02d 
 

 ‹Spitalfusion scheitert an Basel-Stadt› 
(Telebasel News, 10.02.2019, 4:28 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=731b020c-9222-4b02-ba2b-02eae2ce9ae7 
 

 Gespräch mit Lukas Engelberger, Gesundheitsdirektor Basel-Stadt 
(Telebasel Talk, 11.02.2019, 9:37 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=8d451769-4378-4de8-bcc6-5b06f274d8f9 

 

  ‹Gescheiterte Spitalfusion: Es waren die Finanzen› 
 (Regionaljournal BS/BL, 04.06.2019, 2:52 min) 

https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=f7fe2ca8-1a34-4375-9038-cfbd6439d495 

 

 ‹Jahresrückblick 2019: Spitalfusion› 
(Telebasel News, 23.12.2019, 3:13 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/894cbb6b-e087-4dc7-bb1e-
70bfd23ff498/media=87bddfa2-2bd1-4867-a5cc-e6d0cc23ea41  
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